
  

 

Internetadresse: WWW.RUV.DE Seite 1 von 30   

G A R T E N B A U P O L I C E  P L U S  
  
PGARTB - Ausgabe Juli 2014 
  
  
  
TEIL I GEMEINSAMER TEIL 
  
1. Gegenstand der Versicherung 
  
2. Allgemeine Bestimmungen 
  
2.01 Neu gegründete/übernommene Unternehmen 
  
2.02 Vertretungsregelung 
  
2.03 Mitversicherte Personen 
  
2.04 Repräsentanten 
  
2.05 Beauftragung fremder Unternehmen 
  
2.06 Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften 
  
2.07 Allgemeine Geschäftsbedingungen 
  
2.08 Nachhaftung 
  
2.09 Kumulklausel 
  
2.10 Schiedsgerichtsvereinbarungen 
  
3. Allgemeine Erweiterungen des Versicherungsschutzes gegen-
über den AHB 
  
3.01 Vorsorgeversicherung/Versehensklausel 
  
3.02 Ansprüche mitversicherter natürlicher Personen untereinander 
  
3.03 Ansprüche der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-
mers 
  
3.04 Gegenseitige Ansprüche der versicherten Unternehmen 
untereinander 
  
3.05 Vertraglich übernommene gesetzliche Haftpflicht 
  
3.06 Auslandsschäden 
  
3.07 Allmählichkeits-, Abwasserschäden, Schwammbildung 
  
3.08 Überschwemmungen 
  
3.09 Schäden durch Unterfangungen/Unterfahrungen 
  
3.10 Schäden durch Senkungen, Erschütterungen, Erdrutschungen 
  
3.11 Bearbeitungsschäden 
  
3.12 Schäden an zur Montage überlassenen Sachen 
  
3.13 Leitungsschäden 
  
3.14 Be- und Entladeschäden 
  
3.15 Strahlenschäden 
  
3.16 Verletzung von Datenschutzgesetzen 
  
3.17 Schäden aus der Nutzung von Internet-Technologien 
  
3.18 Auslösen von Fehlalarm 
  

3.19 Aktive Werklohnklage 
  
3.20 Pflanzenschäden durch die Verwendung von Pflanzenschutz-, 
Unkrautvernichtungs-, Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln 
  
3.21 Asbestschäden 
  
3.22 Strafrechtsschutz 
  
4. Risikobegrenzungen 
  
4.01 Nicht versicherte, aber durch besonderen Vertrag versicher-
bare Risiken 
  
4.02 Nicht versicherbare Risiken 
  
4.03 Inländische Versicherungsfälle vor ausländischen Gerichten 
  
5. Beitragsberechnung 
  
  
TEIL II ALLGEMEINES BETRIEBSRISIKO 
  
1. Versicherungsschutz 
  
2. Betriebliche Risiken 
  
2.01 Immobilien 
  
2.02 Kraftfahrzeuge einschließlich Arbeitsmaschinen 
  
2.03 Anschlussgleise 
  
2.04 Tiere 
  
2.05 Waffen 
  
2.06 Gerüste 
  
2.07 Planung und Bauleitung 
  
2.08 Abbruch- und Einreißarbeiten 
  
2.09 Generalunternehmung im Garten-/Landschaftsbau 
  
2.10 Fotovoltaikanlagen 
  
2.11 Einweisen von Fahrzeugkränen Dritter auf Baustellen 
  
2.12 Weitere Betriebsrisiken 
  
2.13 Verbrennen von Pflanzenrückständen 
  
2.14 Verwendung von Pflanzenschutz-, Unkrautvernichtungs-, 
Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln 
  
2.15 Baumfällen sowie Rodungs- und Entastungsarbeiten 
  
2.16 Baumkontrollen 
  
2.17 Dachbepflanzungen/Dachbegrünungen 
  
2.18 Winterdienst 
  
3. Erweiterungen des Versicherungsschutzes gegenüber den AHB 
zum Betriebsrisiko 
  



  

 

Internetadresse: WWW.RUV.DE Seite 2 von 30   

3.01 Belegschafts- und Besucherhabe 
  
3.02 Schlüsselrisiko 
  
3.03 Mietsachschäden an Gebäuden/Räumen durch Feuer, Explo-
sion, Leitungs- und Abwasser 
  
3.04 Sonstige Mietsachschäden 
  
3.05 Schäden an Arbeitsgeräten/-maschinen 
  
3.06 Schäden an fremden Kraftfahrzeugen einschließlich Arbeits-
maschinen durch Reparatur-/Wartungsarbeiten 
  
3.07 Gebrauch fremder Fahrzeuge 
  
  
TEIL III PRODUKTHAFTPFLICHTRISIKO 
  
1. Versicherungsschutz 
  
2. Versichertes Risiko 
  
3. Versicherungsfall 
  
4. Abgrenzungen und Erweiterungen des Versicherungsschutzes 
  
4.01 Personen- oder Sachschäden wegen Sachmängeln infolge 
Fehlens von vereinbarten Eigenschaften 
  
4.02 Verbindungs-, Vermischungs-, Verarbeitungsschäden 
  
4.03 Weiterver- oder -bearbeitungsschäden 
  
4.04 Aus- und Einbaukosten 
  
4.05 Prüf- und Sortierkosten 
  
5. Erweiterungen des Versicherungsschutzes gegenüber den AHB 
zum Produkthaftpflichtrisiko 
  
5.01 Verlängerung der Verjährungsfrist 
  
5.02 Kaufmännische Prüf- und Rügepflicht 
  
5.03 Mangelnebenkosten 
  
5.04 Medienverlust 
  
5.05 Vermögensschäden aus nebenberuflichen Schieds-
/Gerichtsgutachtertätigkeiten 
  
6. Risikoabgrenzungen 
  
7. Zeitliche Begrenzung 
  
8. Serienschaden 
  
9. Rückwärtsdeckung 
  
10. Ersatzleistung und Selbstbeteiligung 
  
11. Erhöhungen und Erweiterungen des Risikos/neue Risiken 
  
  
TEIL IV AKB-ZUSATZDECKUNG 
  
  
TEIL V ERSATZANSPRÜCHE WEGEN DISKRIMINIERUNG 
(AGG) 
  
1. Ersatzleistung 
  
2. Selbstbeteiligung 

TEIL VI UMWELTRISIKO 
  
1. Versicherungsschutz 
  
2. Risikobegrenzungen 
  
3. Erweiterungen des Versicherungsschutzes 
  
4. Versicherungsfall 
  
5. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles 
  
6. Nicht versicherte Tatbestände 
  
7. Serienschadenklausel/Selbstbeteiligung/Kumulklausel 
  
8. Nachhaftung 
  
9. Versicherungsfälle im Ausland 
  
10. Inländische Versicherungsfälle vor ausländischen Gerichten 
  
11. Rückwärtsdeckung 
  
  
TEIL VII PRIVATRISIKEN 
  
  
  
Teil I GEMEINSAMER TEIL 
  
1. Gegenstand der Versicherung 
  
1. Versichert ist auf der Grundlage der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der 
folgenden Vereinbarungen die gesetzliche Haftpflicht privatrechtli-
chen Inhalts des Versicherungsnehmers aus seinen sich aus der 
Betriebsbeschreibung ergebenden Eigenschaften, Rechtsverhält-
nissen und Tätigkeiten, mit allen Betriebsstätten innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland, soweit im Rahmen der Wagnisbe-
schreibung kein weitergehender regionaler Geltungsbereich ver-
einbart wurde. 
  
2. Der Versicherungsschutz wegen Schäden 
  
- aus dem Betrieb des Unternehmens (Allgemeines Betriebsrisiko) 
richtet sich nach den Bestimmungen von Teil I und Teil II; 
  
- aus der Herstellung und dem Vertrieb von Erzeugnissen, der 
Durchführung von Arbeiten oder Ausführung von sonstigen Leis-
tungen (Produkthaftpflichtrisiko) richtet sich ab dem Zeitpunkt, in 
dem die Erzeugnisse in Verkehr gebracht werden, die Arbeiten 
abgeschlossen oder die Leistungen ausgeführt sind, nach den 
Bestimmungen von Teil I und Teil III; 
  
- aus dem Betrieb nicht zugelassener Kraftfahrzeuge mit mehr als 
6 km/h, Arbeitsmaschinen und Hub- und Gabelstapler von mehr als 
20 km/h richtet sich nach den Bestimmungen von Teil IV und der 
AKB-Zusatzdeckung (sofern Versicherungsschutz hierfür verein-
bart gilt), es sei denn, einzelne Vereinbarungen sehen ausdrücklich 
eine andere Regelung vor; 
  
- aus Ersatzansprüchen wegen Diskriminierung richtet sich nach 
den Bestimmungen von Teil V und nach den Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen für die Versicherung von Ersatzansprüchen 
wegen Diskriminierung (AGG) - teilweise abweichend von Teil I 
Ziffer 1, 1; 
  
- aus Umwelteinwirkung und alle sich daraus ergebenden weiteren 
Schäden (Umweltrisiko) richtet sich nach den Bestimmungen von 
Teil I, Teil II und Teil VI, es sei denn einzelne Vereinbarungen 
sehen ausdrücklich eine andere Regelung vor. 
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Schäden durch Brand, Explosion und Sprengungen gelten als 
Schäden durch Umwelteinwirkung im Sinne des vorgenannten 
Absatzes. Unberührt bleibt insoweit das Produkthaftpflichtrisiko im 
Sinne von § 4 I 8 b) AHB. 
  
3. Soweit die einzelnen Bestimmungen gemäß Teil II, Teil III und 
Teil VI ausdrücklich eine besondere Regelung für den jeweiligen 
Teil vorsehen, haben diese Vorrang gegenüber den Bestimmungen 
gemäß Teil I. 
  
  
2. Allgemeine Bestimmungen 
  
2.01 Neu gegründete/übernommene Unternehmen 
  
Von dem Versicherungsnehmer im Inland neu gegründete oder 
mehrheitlich neu erworbene Unternehmen sind ab Gründungsda-
tum/Übernahmedatum mitversichert, jedoch unter der Vorausset-
zung, dass 
  
- es sich um den gleichen Betriebscharakter wie den des Versiche-
rungsnehmers und/oder der weiteren Versicherungsnehmer han-
delt und 
  
- der Anteil des Versicherungsnehmers an der Gesellschaft min-
destens 50% beträgt oder der Versicherungsnehmer zur unter-
nehmerischen Geschäftsführung berechtigt ist. Die Beweislast für 
die Ausübung der unternehmerischen Geschäftsführung liegt beim 
Versicherungsnehmer. Allein eine Mitgliedschaft im Aufsichtsrat gilt 
nicht als unternehmerische Geschäftsführung. 
  
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die Neugründung oder 
den Neuerwerb dem Versicherer zum Ablauf des Versicherungs-
jahres anzuzeigen und den entsprechenden Umsatz, die tatsächli-
che Betriebsbeschreibung und das Datum der Neugründung oder 
Erwerbs zur Beitragsberechnung aufzugeben. 
  
Der Versicherungsschutz erlischt rückwirkend, wenn eine entspre-
chende Meldung nicht erfolgte oder wenn innerhalb von drei Mona-
ten nach der Meldung keine Einigung über den endgültigen Ein-
schluss (Beitrag und Bedingungen) der neu erworbenen oder 
gegründeten Unternehmen zustande gekommen ist. Evtl. bereits 
gezahlte Beiträge werden erstattet. 
  
Nicht versichert sind Ansprüche wegen bei Gründungs-
/Übernahmedatum bereits eingetretenen Schäden oder Umwelt-
einwirkungen. 
  
Für Ansprüche nach Teil III Ziffer 4.02 ff. wegen Schäden durch 
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers, die vor Inkrafttreten 
dieses Versicherungsvertrages ausgeliefert wurden, besteht Versi-
cherungsschutz nur bei besonderer Vereinbarung. 
  
Besteht für ein übernommenes Unternehmen noch bei einem 
anderen Versicherer Versicherungsschutz, so gilt der im Rahmen 
dieses Vertrages vereinbarte Versicherungsschutz subsidiär. 
  
  
2.02 Vertretungsregelung 
  
Soweit im Rahmen dieses Vertrages "Weitere Versicherungsneh-
mer" mitversichert sind (siehe Wagnisbeschreibung), vertritt der 
Versicherungsnehmer diese weiteren Versicherungsnehmer bei 
Abgabe und Annahme von Willenserklärungen. Der Versiche-
rungsnehmer ist gegenüber dem Versicherer alleiniger Beitrags-
schuldner. 
  
Im Übrigen aber finden alle Bestimmungen, die für den Versiche-
rungsnehmer gelten, entsprechend für die vom Versicherungs-
schutz erfassten rechtlich selbständigen Unternehmen Anwen-
dung. 
  
  

2.03 Mitversicherte Personen 
  
Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht 
  
1. der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, 
sowie 
  
der angestellten Fachkräfte für Arbeitssicherheit (gem. Arbeitssi-
cherheitsgesetz) und der angestellten Sicherheitsbeauftragten 
(Immissionsschutz-, Strahlenschutz-, Gewässerschutzbeauftragte 
und dergleichen) gem. § 22 SGB VII in dieser Eigenschaft, sowie 
  
der Mitglieder des Aufsichtsrates oder sonstiger Aufsichtsgremien 
(z.B. Beiräte) in dieser Eigenschaft; 
  
2. sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen (einschl. Praktikanten, 
Hospitanten) und durch Vertrag in den Betrieb des Versicherungs-
nehmers eingegliederten Arbeitnehmer fremder Stammfirmen für 
Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für 
den Betrieb des Versicherungsnehmers verursachen; 
  
3. der angestellten, verantwortlichen (Fach-)Bauleiter im Sinne der 
Bauordnung der einzelnen Bundesländer, auch für den Fall, dass 
dessen Verantwortung über den Betrieb des eigenen Arbeitgebers 
(hier des Versicherungsnehmers) hinausgeht. 
  
Zu 2. und 3. gilt: 
  
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers im Sinne des Sozialgesetzbu-
ches (SGB) VII handelt. 
  
Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrecht-
lichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes 
Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 
  
Mitversichert sind jedoch 
  
a) Regressansprüche der Sozialversicherungsträger gegen den 
Versicherungsnehmer nach § 110 SGB VII. Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit/ Sicherheitsbeauftragte werden insoweit bzw. in dieser 
Eigenschaft den gesetzlichen Vertretern gleichgestellt; 
  
b) Rechtsverteidigungskosten zur Abwehr solcher Ansprüche bis 
zu einem Betrag von 
  

EUR 100.000,-- 
  
je Versicherungsfall und für alle Schäden eines Versicherungsjah-
res im Rahmen der vertraglichen Versicherungssummen, soweit 
sich die Regressansprüche gegen die in Teil I Ziffer 2.03, 2. und 
2.03, 3. genannten Personen richten; 
  
4. auch des nachstehend genannten Personenkreises: 
  
a) von freiberuflich im Betrieb des Versicherungsnehmers tätig 
werdende Betriebsärzte und deren Hilfspersonen, 
  
b) von natürlichen Personen, die mit der Verwaltung, Reinigung, 
Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragt 
sind, ohne dass sie zu den Betriebsangehörigen zählen, für An-
sprüche, die gegen diese Personen aus Anlass der Ausführung 
dieser Verrichtungen erhoben werden. 
  
Zu a) und b) gilt: 
  
Eine eventuell anderweitig bestehende Haftpflichtversicherung geht 
dieser Versicherung vor; 
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5. der aus den Diensten des Versicherungsnehmers ausgeschie-
denen ehemaligen gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-
mers und der sonstigen Betriebsangehörigen aus ihrer früheren 
Tätigkeit für den Versicherungsnehmer. 
  
  
2.04 Repräsentanten 
  
Als Repräsentanten des Versicherungsnehmers gelten ausschließ-
lich: 
  
- die Mitglieder des Vorstandes und ihnen gleichgestellte General-
bevollmächtigte (bei Aktiengesellschaften), 
  
- die Geschäftsführer (bei Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung), 
  
- die Komplementäre (bei Kommanditgesellschaften), 
  
- der Gesellschafter (bei offenen Handelsgesellschaften), 
  
- die Gesellschafter (bei Gesellschaften bürgerlichen Rechts), 
  
- die Inhaber (bei Einzelfirmen), 
  
- bei anderen Unternehmensformen (z.B. Genossenschaften, 
Verbänden, Vereinen, Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
Kommunen), die nach den gesetzlichen Vorschriften berufenen 
obersten Vertretungsorgane, 
  
- der verantwortlichen (Fach-)Bauleiter im Sinne der Bauordnung 
der einzelnen Bundesländer. 
  
  
2.05 Beauftragung fremder Unternehmen 
  
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus der Beauftragung fremder Unternehmen im Zusammen-
hang mit dem versicherten Risiko, auch von Kraftfuhr- und Wasser-
fahrzeugunternehmen - insoweit teilweise abweichend von Teil I 
Ziffer 4.01, 2. 
  
Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht der fremden Unter-
nehmen und ihres Personals. 
  
  
2.06 Teilnahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaften 
  
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus der Teilnahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaften. 
  
Versicherungsschutz besteht für Ansprüche wegen Schäden, die 
sich ab dem Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsnehmers in 
die Arbeits-/Liefergemeinschaft ereignen, wenn dem Versiche-
rungsnehmer zum Zeitpunkt des Eintritts in die Arbeits-/ Lieferge-
meinschaft die Ursachen dieser Schäden (Mängel, Baufehler) nicht 
bekannt waren. 
  
Dabei gilt folgende Regelung: 
  
Wenn die Aufgaben der Partner im Innenverhältnis 
  
1. nach Fachgebieten, Teilleistungen oder Bauabschnitten aufge-
teilt worden sind, besteht Versicherungsschutz für einen Versiche-
rungsfall, der vom Versicherungsnehmer selbst verursacht wurde, 
bis zur vollen Höhe der vereinbarten Versicherungssumme; 
  
2. nicht aufgeteilt sind oder wenn nicht ermittelt werden kann, 
welcher Partner den Schaden verursacht hat, so ermäßigt sich im 
Rahmen der Versicherungssummen die Ersatzpflicht des Versiche-
rers auf die Quote am Schaden, welche der prozentualen Beteili-
gung des Versicherungsnehmers an der Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft entspricht. 
  

Ist eine quotenmäßige Aufteilung nicht vereinbart, so gilt der ver-
hältnismäßige Anteil entsprechend der Anzahl der Partner der 
Arbeits-/Liefergemeinschaft. 
  
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche der 
Partner der Arbeits-/Liefergemeinschaft untereinander sowie An-
sprüche der Arbeits-/Liefergemeinschaft gegen die Partner oder 
umgekehrt wegen solcher Schäden, die ein Partner oder die Ar-
beits-/Liefergemeinschaft unmittelbar erlitten hat. 
  
Die Ersatzpflicht des Versicherers innerhalb der vereinbarten 
Versicherungssummen erweitert sich, wenn über das Vermögen 
eines Partners das Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels 
Masse abgelehnt worden ist und für diesen Partner wegen Nicht-
zahlung eines Beitrags kein Versicherungsschutz besteht. Ersetzt 
wird der dem Versicherungsnehmer zugewachsene Anteil, soweit 
für ihn nach dem Ausscheiden des Partners und der dadurch 
erforderlichen Auseinandersetzung ein Fehlbetrag verbleibt. 
  
  
2.07 Allgemeine Geschäftsbedingungen 
  
Soweit zwischen dem Versicherungsnehmer und einem Anspruch-
steller Allgemeine Geschäftsbedingungen rechtswirksam vereinbart 
sind, wird sich der Versicherer auf den Haftungsausschluss für 
weitergehende Schäden nicht berufen, wenn der Versicherungs-
nehmer das ausdrücklich wünscht und er nach gesetzlichen Best-
immungen zur Haftung verpflichtet ist. 
  
  
2.08 Nachhaftung 
  
Bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses allein aus Grün-
den der Produktions- und/oder Betriebseinstellung, nicht aus ande-
ren Gründen (z.B. nicht bei Änderung der Rechtsform, Veräuße-
rung des Unternehmens oder bei Kündigung des Vertragsverhält-
nisses durch den Versicherungsnehmer oder den Versicherer) 
besteht Versicherungsschutz im Umfang des Vertrages für die 
Dauer von bis zu zehn Jahren für Versicherungsfälle, die nach 
Beendigung des Vertragsverhältnisses entstehen, soweit diese 
Versicherungsfälle aus vor der Beendigung des Vertragsverhältnis-
ses ausgeführten Lieferungen von Erzeugnissen oder Arbeiten 
resultieren. 
  
Auf die besonderen Bestimmungen für die Umwelthaftpflichtversi-
cherung (siehe Teil VI Ziffer 7) wird hingewiesen. Diese Bestim-
mungen finden ebenfalls keine Anwendung für die Umweltscha-
densversicherung, falls eine solche ein weiterer Bestandteil dieses 
Vertrages sein sollte. 
  
  
2.09 Kumulklausel 
  
Beruhen mehrere Versicherungsfälle 
  
- auf derselben Ursache oder 
  
- auf gleichen Ursachen, zwischen denen ein innerer, insbesondere 
sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht, 
  
und besteht für einen Teil dieser Versicherungsfälle Versiche-
rungsschutz 
  
- nach dieser Betriebshaftpflichtversicherung und für den anderen 
Teil dieser Versicherungsfälle Versicherungsschutz nach einer 
Umwelthaftpflichtversicherung und/oder einer Umweltschadensver-
sicherung, 
  
- nach einer Umwelthaftpflichtversicherung und für den anderen 
Teil dieser Versicherungsfälle nach einer Umweltschadensversi-
cherung, 
  
so steht für diese Versicherungsfälle n i c h t der Gesamtbetrag aus 
allen Versicherungssummen, sondern bei gleichen Versicherungs-
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summen höchstens eine Versicherungssumme, ansonsten maxi-
mal die höhere Versicherungssumme zur Verfügung. 
  
Sofern die in der Betriebshaftpflicht- bzw. der Umwelthaftpflicht- 
bzw. der Umweltschadensversicherung gedeckten Versicherungs-
fälle in unterschiedliche Versicherungsjahre fallen, ist für die Be-
stimmung der maximalen Versicherungssumme für diese Versiche-
rungsfälle das Versicherungsjahr maßgeblich, in dem der erste im 
Rahmen der Betriebshaftpflichtversicherung gedeckte Versiche-
rungsfall eingetreten ist. 
  
Bestehen für den Versicherungsnehmer bei dem Versicherer oder 
seiner Konzerngesellschaften mehrere Haftpflichtversicherungen 
(Einzelverträge), so finden die vorstehenden Bestimmungen ent-
sprechend Anwendung. 
  
  
2.10 Schiedsgerichtsvereinbarungen 
  
Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor Eintritt eines 
Versicherungsfalles beeinträchtigt den Versicherungsschutz nicht, 
wenn das Schiedsgericht folgenden Mindestanforderungen ent-
spricht: 
  
1. Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei Schiedsrich-
tern. Der Vorsitzende muss Jurist sein und soll die Befähigung zum 
Richteramt haben. Haben die Parteien ihren Firmensitz in ver-
schiedenen Ländern, darf er keinem Land der Parteien angehören. 
  
2. Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem Recht und 
nicht lediglich nach billigem Ermessen (ausgenommen im Falle 
eines Vergleichs, sofern dem Versicherer die Mitwirkung am Ver-
fahren ermöglicht wurde). Das anzuwendende materielle Recht 
muss bei Abschluss der Schiedsgerichtsvereinbarung festgelegt 
sein. 
  
3. Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und begründet. 
In seiner Begründung sind die die Entscheidung tragenden 
Rechtsnormen anzugeben. 
  
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer die 
Einleitung von Schiedsgerichtsverfahren unverzüglich anzuzeigen 
und dem Versicherer die Mitwirkung am Schiedsgerichtsverfahren 
entsprechend der Mitwirkung des Versicherers an Verfahren des 
ordentlichen Rechtsweges zu ermöglichen. Hinsichtlich der Aus-
wahl des vom Versicherungsnehmer zu benennenden Schiedsrich-
ters ist dem Versicherer eine entscheidende Mitwirkung einzuräu-
men. 
  
  
3. Allgemeine Erweiterungen des Versicherungs-
schutzes gegenüber den AHB 
  
3.01 Vorsorgeversicherung/Versehensklausel 
  
1. Für Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss 
der Versicherung neu entstehen, besteht im Rahmen des Vertra-
ges Versicherungsschutz. Der Versicherungsschutz beginnt sofort 
mit dem Entstehen des neuen Risikos, ohne dass es einer beson-
deren Anzeige bedarf. Die einschränkenden Bestimmungen des 
§ 2, 2 AHB finden keine Anwendung. Es gelten - abweichend von 
§ 2, 2 AHB - die jeweils vereinbarten Versicherungssummen und 
Ersatzleistungen. Die Bestimmungen gemäß Teil I Ziffer 2.01 
bleiben unberührt. 
  
2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch - abweichend § 2, 
1 Satz 3 AHB - auf versehentlich nicht gemeldete, nach Beginn der 
Versicherung entstandene Risiken, die im Rahmen des versicher-
ten Betriebes liegen und weder nach den Allgemeinen noch den 
Besonderen Bedingungen dieses Vertrages von der Versicherung 
ausgeschlossen sind. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
sobald er sich des Versäumnisses bewusst geworden ist, unver-

züglich die entsprechende Anzeige zu erstatten und den danach zu 
vereinbarenden Beitrag von Gefahreneintritt an zu entrichten. 
  
Eine versehentlich verspätete Abgabe der Schadenmeldung beein-
trächtigt den Versicherungsschutz nicht. 
  
Die Bestimmungen gemäß Teil I Ziffer 3.01 Absatz 1 und 2 gelten 
nicht für Haftpflichtansprüche in den USA/US-Territorien und Ka-
nada eingetretene Versicherungsfälle und vor Gerichten in den 
USA/US-Territorien und Kanada geltend gemachte Schadenser-
satzforderungen sowie Ansprüche, die nach dortigem Recht gel-
tend gemacht werden. 
  
Auf die besonderen Bestimmungen zur Umwelthaftpflichtversiche-
rung (siehe Teil VI Ziffer 5, 3) und zu Baumkontrollen (siehe Teil I 
Ziffer 2.18) wird hingewiesen. Diese Bestimmungen finden eben-
falls keine Anwendung, falls eine Umweltschadensversicherung ein 
weiterer Bestandteil dieses Vertrages sein sollte. 
  
Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken, die 
der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen. 
  
  
3.02 Ansprüche mitversicherter natürlicher Personen unterei-
nander 
  
Eingeschlossen sind - in teilweiser Abänderung des § 7, 2 AHB in 
Verbindung mit § 4 II 2 AHB - auch Haftpflichtansprüche mitversi-
cherter natürlicher Personen untereinander, und zwar wegen 
  
1. Personenschäden, bei denen es sich nicht um Arbeitsunfälle in 
dem Unternehmen handelt, in dem die schadenverursachende 
Person angestellt ist, 
  
2. Sachschäden, sofern diese mehr als EUR 50,-- je Versiche-
rungsfall betragen, 
  
3. Vermögensschäden aus der Verletzung von Datenschutzgeset-
zen (siehe Teil I Ziffer 3.16), soweit es sich nicht um Haftpflichtan-
sprüche wegen Handlungen/Unterlassungen rein privater Natur 
handelt (Privathaftpflichtversicherung). 
  
  
3.03 Ansprüche der gesetzlichen Vertreter des Versicherungs-
nehmers 
  
Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 II 2 AHB - Haftpflichtan-
sprüche der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
ihrer Angehörigen, wenn der Schaden durch einen Umstand verur-
sacht wird, für den der betreffende gesetzliche Vertreter nicht 
persönlich verantwortlich ist. 
  
  
3.04 Gegenseitige Ansprüche der versicherten Unternehmen 
untereinander 
  
Soweit im Rahmen dieses Vertrages "Weitere Versicherungsneh-
mer" mitversichert sind (siehe Wagnisbeschreibung), umfasst der 
Versicherungsschutz - abweichend von § 4 II 2 AHB - gesetzliche 
Haftpflichtansprüche des Versicherungsnehmers und der weiteren 
Versicherungsnehmer untereinander. 
  
Nicht versichert sind Ansprüche wegen 
  
- Bearbeitungsschäden gemäß Teil I Ziffer 3.11; 
  
- Schäden an zur Montage übernommenen Sachen gemäß Teil I 
Ziffer 3.12; 
  
- Pflanzschäden durch die Verwendung von Pflanzenschutz-, 
Unkrautvernichtungs-, Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln 
gemäß Teil I Ziffer 3.20; 
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- sonstiger Schäden aus Planung und Bauleitung gemäß Teil II 
Ziffer 2.07; 
  
- sonstiger Schäden aus Abbruch-/Einreißarbeiten gemäß Teil II 
Ziffer 2.08; 
  
- Mietsachschäden gemäß Teil II Ziffer 3.03 und 3.04; 
  
- Schäden an Arbeitsgerätschaften/Arbeitsmaschinen gemäß Teil II 
Ziffer 3.05; 
  
- Schäden an fremden Kraftfahrzeugen und Arbeitsmaschinen 
durch Reparatur-/Wartungsarbeiten gemäß Teil II Ziffer 3.06; 
  
- Aufwendungen und Kosten gemäß Teil III Ziffer 4.02 - 4.05; 
  
- Vermögensschäden durch nebenberufliche Schieds-/ Gerichts-
gutachtertätigkeiten gemäß Teil III, Ziffer 5.05; 
  
- Schäden an Grund und Boden. 
  
  
3.05 Vertraglich übernommene gesetzliche Haftpflicht 
  
Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 1 AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht, die der Versicherungsnehmer aufgrund von Verträgen 
genormten Inhalts 
  
1. mit Behörden oder Körperschaften öffentlichen Rechts, soweit 
es sich um Ansprüche privatrechtlichen Inhalts handelt, 
  
2. aufgrund von sog. Gestattungs- und Einstellungsverträgen, 
  
3. als Mieter, Pächter oder Leasingnehmer von Grundstücken und 
Gebäuden 
  
übernommen hat. 
  
Ausgeschlossen bleiben 
  
1. Schäden an gemieteten, geleasten und gepachteten Grundstü-
cken und Gebäuden (siehe aber Teil II Ziffer 3.03 und 3.04, 2.) und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden; 
  
2. individuelle Haftungsvereinbarungen. 
  
  
3.06 Auslandsschäden 
  
1. Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 3 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen im Ausland 
vorkommender Versicherungsfälle 
  
a) aus Bau-, Montage-, Reparatur- und Wartungsarbeiten (auch 
Inspektionen und Kundendienst) oder sonstigen Leistungen, aus-
genommen in USA/US-Territorien oder Kanada; 
  
b) durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer ins Ausland, 
ausgenommen USA/US-Territorien oder Kanada, geliefert hat, 
dorthin hat liefern lassen oder die dorthin gelangt sind (direkter 
Export); 
  
c) durch Erzeugnisse des Versicherungsnehmers, die ins Ausland 
gelangt sind, ohne dass der Versicherungsnehmer dorthin geliefert 
hat oder hat liefern lassen (indirekter Export); 
  
d) aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen, Kongressen, Messen und Märkten. 
  
Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht 
für im Ausland gelegene Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder 
Vertriebsniederlassungen, Lager und dergleichen; 
  
 

F a l l s  b e s o n d e r s  v e r e i n b a r t 
  
(siehe Wagnisbeschreibung) 
  
e) durch direkten Export von Erzeugnissen nach USA/US-
Territorien oder Kanada; 
  
f) aus Bau-, Montage-, Reparatur- und Wartungsarbeiten oder 
sonstigen Leistungen in USA/US-Territorien oder Kanada. 
  
2. Ausgeschlossen sind Ansprüche 
  
a) aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die 
vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der 
Durchführung von Arbeiten betraut worden sind. 
  
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den 
Versicherungsnehmer und die unter Teil I Ziffer 2.03, 1. genannten 
Personen aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den 
Bestimmungen des Sozialgesetzbuches (SGB VII) unterliegen 
(siehe § 4 I 3 AHB); 
  
b) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages; 
  
c) nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang 
stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des französi-
schen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder. 
  
3. Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen 
und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend 
gemachten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, 
Zeugen- und Gerichtskosten werden - abweichend von § 3 III AHB 
- als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 
  
4. Bei Versicherungsfällen in USA/US-Territorien oder Kanada oder 
bei vor Gerichten in den USA/US-Territorien oder Kanada geltend 
gemachten Ansprüchen gelten zusätzlich folgende Bestimmungen: 
  
a) Kein Versicherungsschutz besteht für 
  
- Schäden durch Erzeugnisse oder Arbeiten, die vor Einschluss 
des USA/US-Territorien- oder Kanada-Risikos dorthin geliefert 
bzw. dort ausgeführt wurden, es sei denn, dieses wurde zuvor 
besonders vereinbart; 
  
- Schäden durch oder im Zusammenhang mit Schimmelpilzbefall in 
oder an Gebäuden und Gebäudebestandteilen einschließlich deren 
Inhalts sowie alle Kosten und Aufwendungen, die im Zusammen-
hang mit derartigen Schäden geltend gemacht werden. 
  
Unter dem Begriff "Schimmelpilz" ist zu verstehen, jedwede Art von 
Pilzen und deren Bestandteile und Zwischenprodukte, Bakterien, 
Mycotoxine und deren flüchtige organische Verbindungen, Sporen, 
Gerüche oder Nebenprodukte von Pilzen; 
  
- Personenschäden im Zusammenhang mit der Herstellung, Verar-
beitung und/oder dem Vertrieb von Latex (Naturla-
tex/Naturgummilatex). 
  
b) Als Ersatzleistungen gelten die vertraglich vereinbarten Versi-
cherungssummen, maximal jedoch 
  

EUR 5.000.000,-- bei Personenschäden 
  
je Versicherungsfall. Sofern im Versicherungsschein eine Begren-
zung für die einzelne Person vereinbart ist, gilt diese auch für 
derartige Schäden. 
  
Diese Ersatzleistung steht zweifach für alle Schäden eines Versi-
cherungsjahres im Rahmen der vereinbarten Versicherungssum-
men zur Verfügung. 
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c) Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Perso-
nenschaden einschließlich daraus resultierender Kosten: 
  

EUR 10.000,--. 
  
5. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. 
  
Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-
Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen 
Geldinstitut angewiesen ist. 
  
6. Diese Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflichtver-
sicherung keine Anwendung. 
  
  
3.07 Allmählichkeits-, Abwasserschäden, Schwammbildung 
  
Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 I 5 AHB - Haftpflichtan-
sprüche aus Sachschaden und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden, welcher entsteht durch 
  
1. allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen 
oder Feuchtigkeit, von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und 
dgl.), 
  
2. Abwässer, 
  
3. Schwammbildung, 
  
soweit es sich nicht um Schäden im Sinne des § 4 I 8 AHB handelt. 
  
  
3.08 Überschwemmungen 
  
Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 I 5 und § 4 I 8 AHB - 
Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Überschwemmungen 
stehender oder fließender Gewässer, soweit dadurch nicht die 
physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des 
Wassers verändert wird. 
  
Als Ersatzleistung gilt die vertraglich vereinbarte Versicherungs-
summe für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden), 
maximal jedoch 
  

EUR 3.000.000,-- je Versicherungsfall. 
  
Diese steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige 
Schäden (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung erfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung. 
  
  
3.09 Schäden durch Unterfangungen/Unterfahrungen 
  
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch 
Unterfangungen/Unterfahrungen. 
  
Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 I 5, § 4 I 6 b) und 
§ 4 I 8 AHB - Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden an den zu 
unterfangenden und unterfahrenden Grundstücken, Gebäuden, 
Gebäudeteilen oder Anlagen und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. 
  
Die Ausschlussbestimmungen des § 4 I 6 Abs. 3 AHB (Erfüllungs-
ansprüche) und des § 4 II 5 AHB (Schäden an hergestellten oder 
gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
  

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung erfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung. 
  
  
3.10 Schäden durch Senkungen, Erschütterungen, Erdrut-
schungen 
  
Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 I 5 und § 4 I 8 AHB - 
Haftpflichtansprüche, die darauf zurückzuführen sind, dass durch 
  
1. Senkungen eines Grundstückes (auch eines darauf errichteten 
Werkes oder eines Teiles eines solchen), 
  
2. Erschütterungen infolge Rammarbeiten oder 
  
3. Erdrutschungen 
  
Sachschäden an einem Grundstück und/oder darauf befindlichen 
Gebäuden oder Anlagen entstehen, auch soweit es sich um das 
Baugrundstück selbst handelt, und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. 
  
Die Ausschlussbestimmungen des § 4 I 6 Abs. 3 AHB (Erfüllungs-
ansprüche) und des § 4 II 5 AHB (Schäden an hergestellten oder 
gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
  
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung erfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung. 
  
  
3.11 Bearbeitungsschäden 
  
1. Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 b) AHB - die gesetz-
liche Haftpflicht wegen Schäden an fremden Sachen und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn die Schäden 
  
- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers an diesen Sachen entstanden sind; 
  
- dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese 
Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder beruflichen 
Tätigkeit benutzt hat; 
  
- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen im unmittel-
baren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben. 
  
2. Die Ausschlussbestimmungen des § 4 I 6 Abs. 3 AHB (Erfül-
lungsansprüche) und des § 4 II 5 AHB (Schäden an hergestellten 
oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
  
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen der Beschädigung von 
Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbe- oder -
verarbeitung, Reparatur oder zu sonstigen Zwecken befinden, 
befunden haben oder die von ihm übernommen wurden, und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
  
Für die nachfolgenden Schäden richtet sich der Versicherungs-
schutz ausschließlich nach den dort jeweils aufgeführten Ziffern: 
  
- Schäden durch Unterfangungen/Unterfahrungen nach Teil I Zif-
fer 3.09; 
  
- Schäden an zur Montage überlassenen Sachen nach über Teil I 
Ziffer 3.12; 
  
- Leitungsschäden nach Teil I Ziffer 3.13; 
  
- Be- und Entladeschäden nach Teil I Ziffer 3.14; 
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- Pflanzenschäden durch die Verwendung von Pflanzenschutz-, 
Unkrautvernichtungs-, Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln 
nach Teil I Ziffer 3.20; 
  
- Schäden an Arbeitsgeräten/-maschinen nach Teil II Ziffer 3.05; 
  
- Schäden an fremden Kraftfahrzeugen durch Reparatur-
/Wartungsarbeiten nach Teil II Ziffer 3.06. 
  
3. Als Ersatzleistung gilt die vertraglich vereinbarte Versicherungs-
summe für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden), 
maximal jedoch 
  

EUR 3.000.000,-- je Versicherungsfall. 
  
Diese steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige 
Schäden (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
Abweichende Ersatzleistung siehe Wagnisbeschreibung. 
  
4. Für versicherte Reinigungsarbeiten (nicht Bauendreinigung) und 
Dachdeckerarbeiten, für Tätigkeiten an Windkraftanlagen, für 
Küchen-/ Möbelmontagen sowie für Montage- und Demontagear-
beiten mit Arbeiten an Produktionsanlagen, Maschinen, Mess-, 
Steuer-, Regeltechnik und dergleichen ist die Ersatzleistung gemäß 
Teil I Ziffer 3.11, 3 auf 
  

EUR 100.000,-- je Versicherungsfall 
  
begrenzt und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungs-
jahres im Rahmen der vereinbarten Ersatzleistung zur Verfügung. 
  
Abweichende Ersatzleistung siehe Wagnisbeschreibung. 
  
Heizungs-, Klima-, Lüftungs-, Gasversorgungs-, Wasserver-/-
entsorgungs- und Stromerzeugungsanlagen (nicht jedoch Wind-
kraftanlagen) werden nicht als Produktionsanlagen oder Maschinen 
im Sinne dieser Bestimmung angesehen. 
  
5. Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Scha-
den: EUR 250,--. 
  
  
3.12 Schäden an zur Montage überlassenen Sachen 
  
F a l l s  b e s o n d e r s  v e r e i n b a r t 
  
(siehe Wagnisbeschreibung) 
  
1. ist eingeschlossen - abweichend von § 4 I 6 b) AHB und insoweit 
von § 4 I 6 Abs. 3 AHB (Erfüllungsansprüche) - die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden an fremden 
Sachen, die ihm vom Auftraggeber oder Bauherrn überlassen 
wurden oder die er vom Auftraggeber oder Bauherr übernommen 
hat, und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn 
die Schäden durch die gewerbliche oder berufliche Montagetätig-
keit (auch Einbau, Verlegen, Anbringen und dgl.) dieser Sachen 
durch den Versicherungsnehmer entstanden sind. 
  
Umfasst der Auftrag für diese Montagearbeiten auch vorgelagert 
die Demontage dieser fremden Sachen durch den Versicherungs-
nehmer, steht die Demontagetätigkeit (auch Ausbau, Freilegen, 
Entfernen und dgl.) der Montagetätigkeit gleich. Kein Versiche-
rungsschutz besteht jedoch für reine Demontagen. Dieser bedarf 
der besonderen Vereinbarung mit dem Versicherer. 
  
Die Ausschlussbestimmung des § 4 II 5 AHB (Schäden an herge-
stellten oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleibt bestehen. 
  
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen der Beschädigung von 
Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbe- oder -
verarbeitung, Reparatur und dgl., befinden, befunden haben oder 
die von ihm übernommen wurden, und alle sich daraus ergeben-

den Vermögensschäden. Eine anderweitig bestehende Versiche-
rung des Versicherungsnehmers oder des Geschädigten (z.B. 
Bauwesenversicherung) geht dieser Versicherung vor (Subsidiari-
tät). 
  
Für die nachfolgenden Schäden richtet sich der Versicherungs-
schutz ausschließlich nach den dort jeweils aufgeführten Ziffern: 
  
- Schäden durch Unterfahrungen/Unterfangungen nach Teil I Zif-
fer 3.09; 
  
- Bearbeitungsschäden nach Teil I Ziffer 3.11; 
  
- Leitungsschäden nach Teil I Ziffer 3.13; 
  
- Be- und Entladeschäden nach Teil I Ziffer 3.14; 
  
- Pflanzenschäden durch die Verwendung von Pflanzenschutz-, 
Unkrautvernichtungs-, Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln 
nach Teil I Ziffer 3.20; 
  
- Schäden an Arbeitsgeräten/-maschinen nach Teil II Ziffer 3.05; 
  
- Schäden an fremden Kraftfahrzeugen durch Reparatur-
/Wartungsarbeiten nach Teil II Ziffer 3.06. 
  
2. Nicht versichert sind Ansprüche 
  
a) auf Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, 
auf Schadenersatz statt der Leistung; 
  
b) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesserung 
durchführen zu können; 
  
c) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes 
oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschul-
deten Erfolges; 
  
d) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ord-
nungsgemäße Vertragserfüllung; 
  
e) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der 
Leistung; 
  
f) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleis-
tungen. 
  
Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche han-
delt. 
  
3. Als Ersatzleistung gilt die vertraglich vereinbarte Versicherungs-
summe für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden), 
maximal jedoch 
  

EUR 3.000.000,-- je Versicherungsfall. 
  
Diese steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige 
Schäden (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
4. Für versicherte Dachdeckerarbeiten, für Tätigkeiten an Wind-
kraftanlagen, für Küchen-/Möbelmontagen, Montagetätigkeiten an 
Produktionsanlagen, Maschinen, Mess-, Steuer- und/oder Regel-
technik und dergleichen sowie für reine Demontagetätigkeiten - 
sofern Versicherungsschutz hierfür gemäß Wagnisbeschreibung 
besonders vereinbart gilt -, ist die Ersatzleistung gemäß Teil I 
Ziffer 3.12, 3 auf 
  

EUR 100.000,-- je Versicherungsfall 
  
begrenzt und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungs-
jahres im Rahmen der vereinbarten Ersatzleistung für Schäden an 
zur Montage überlassenen Sachen zur Verfügung. 
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Heizungs-, Klima-, Lüftungs-, Gasversorgungs-, Wasserver-/-
entsorgungs- und Stromerzeugungsanlagen (nicht jedoch Wind-
kraftanlagen) werden nicht als Produktionsanlagen oder Maschinen 
im Sinne dieser Bestimmung angesehen. 
  
Abweichende Ersatzleistung siehe Wagnisbeschreibung. 
  
5. Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Scha-
den: EUR 1.000,--. 
  
  
3.13 Leitungsschäden 
  
Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Schäden an Erdlei-
tungen (Kabel, unterirdische Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre 
und andere Leitungen), sowie an Frei- und Oberleitungen und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
  
Abweichend von § 4 I 6 b) AHB schließt der Versicherungsschutz 
auch die Haftpflicht wegen Bearbeitungsschäden an solchen Lei-
tungen ein. 
  
Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden an Unterwasser-
leitungen/-pipelines und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden. 
  
Die Ausschlussbestimmungen des § 4 I 6 Abs. 3 AHB (Erfüllungs-
ansprüche) und des § 4 II 5 AHB (Schäden an hergestellten oder 
gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
  
Als Ersatzleistung gilt die vertraglich vereinbarte Versicherungs-
summe für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden), 
maximal jedoch 
  

EUR 5.000.000,-- je Versicherungsfall. 
  
Diese steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige 
Schäden (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
Abweichende Ersatzleistung siehe Wagnisbeschreibung. 
  
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden: 
  

EUR 500,-- 
  
  
3.14 Be- und Entladeschäden 
  
Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 b) AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht aus der Beschädigung von Land- und Wasserfahr-
zeugen sowie Containern durch/oder beim Be- und Entladen und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
  
Für Schäden an Containern besteht auch dann Versicherungs-
schutz, wenn diese entstehen beim Abheben von oder Heben auf 
Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Winden zum Zwe-
cke des Be- und Entladens. 
  
Ist der Container selbst Gegenstand von Verkehrsverträgen 
(Fracht-, Speditions- oder Lagerverträgen), steht er dem Ladegut 
gleich. 
  
Für Schäden am Ladegut besteht insoweit Versicherungsschutz, 
als 
  
- die Ladung nicht für den Versicherungsnehmer bestimmt ist, 
  
- es sich nicht um Erzeugnisse des Versicherungsnehmers bzw. 
von ihm, in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten 
gelieferte Sachen handelt oder 
  

- der Transport der Ladung nicht vom Versicherungsnehmer bzw. 
in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten übernom-
men wurde. 
  
  
3.15 Strahlenschäden 
  
1. Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 7 und § 4 I 8 AHB - 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus 
  
a) dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioaktiven Stoffen; 
  
b) Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und Stör-
strahlern, Laser- und Masergeräten. 
  
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkungen erfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung. 
  
2. Werden vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse, 
Arbeiten oder sonstige Leistungen im Zusammenhang mit energie-
reichen ionisierenden Strahlen verwendet, ohne dass dies für den 
Versicherungsnehmer ersichtlich war, wird sich der Versicherer 
nicht auf § 4 I 7 AHB berufen. 
  
Dies gilt nicht für Schäden, die 
  
a) durch den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind oder von einer 
solchen Anlage ausgehen; 
  
b) durch die Beförderung von Kernmaterialien einschließlich der 
damit zusammenhängenden Lagerung bedingt sind. 
  
3. Ausgeschlossen bleiben Ansprüche 
  
a) wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes (Ge-
nom), die ab der zweiten Generation eintreten; 
  
b) wegen Personenschäden solcher Personen, die - gleichgültig für 
wen oder in wessen Auftrag - aus beruflichem oder wissenschaftli-
chem Anlass im Betrieb des Versicherungsnehmers eine Tätigkeit 
ausüben und hierbei die von energiereichen ionisierenden Strahlen 
oder Laserstrahlen ausgehenden Gefahren in Kauf zu nehmen 
haben. 
  
c) gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versicherten, der 
den Schaden durch bewusstes Abweichen von dem Strahlenschutz 
dienenden Gesetzen, Verordnungen, behördlichen Verfügungen 
oder Anordnungen verursacht hat. 
  
  
3.16 Verletzung von Datenschutzgesetzen 
  
Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 II 6 h) AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Vermögensschäden aus der Verletzung von 
Datenschutzgesetzen durch Missbrauch personenbezogener 
Daten. 
  
Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist) 
  

EUR 250.000,-- je Versicherungsfall 
  
und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
  
3.17 Schäden aus der Nutzung von Internet-Technologien 
  
1. Eingeschlossen ist - insoweit abweichend von § 4 I 6 b), § 4 I 8, 
§ 4 I 10 und § 4 I 11 AHB sowie § 4 II 6 a), e) und h) AHB - die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden 
aus dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elekt-
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ronischer Daten seitens des Versicherungsnehmers bzw. über das 
ihm zurechenbare System (z.B. im Internet, per E-Mail oder mittels 
Datenträger), soweit es sich handelt um Schäden aus 
  
a) der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten durch 
Computer-Viren und/oder andere Schadprogramme; 
  
b) der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der 
Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei Drit-
ten, und zwar wegen 
  
- sich hieraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht 
jedoch weiterer Datenveränderungen außerhalb des Systems des 
Adressaten, sowie 
  
- der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten bzw. 
Erfassung / korrekten Speicherung nicht oder fehlerhaft erfasster 
Daten; 
  
c) der Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Datenaus-
tausch. 
  
Zu a) - c) gilt: 
  
Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutauschen-
den, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten durch Sicherheits-
maßnahmen und/oder -techniken (z.B. Virenscanner, Firewall) 
gesichert oder geprüft werden bzw. worden sind, die dem Stand 
der Technik entsprechen. Diese Maßnahmen können auch durch 
Dritte erfolgen. 
  
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so gilt § 6 
AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten); 
  
d) der Verletzung von Persönlichkeits- und Namensrechten, inso-
weit besteht auch Versicherungsschutz für immaterielle Schäden; 
nicht jedoch aus der Verletzung von Urheberrechten. 
  
In Erweiterung von § 1, 1 AHB ersetzt der Versicherer 
  
- Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem der 
Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen den Versicherungs-
nehmer begehrt wird, auch wenn es sich um Ansprüche auf Unter-
lassung oder Widerruf handelt; 
  
- Gerichts- und Anwaltskosten einer Unterlassungs- oder Wider-
rufsklage gegen den Versicherungsnehmer. 
  
2. Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeit-
punkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn 
diese 
  
- auf derselben Ursache, 
  
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und 
zeitlichem Zusammenhang oder 
  
- auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung elektro-
nischer Daten mit gleichen Mängeln 
  
beruhen. 
  
§ 3 III 2 Absatz 1 Satz 3 AHB wird gestrichen. 
  
3. Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen 
und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritte geltend ge-
machten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, 
Zeugen- und Gerichtskosten werden - abweichend von 
§ 3 III 4 AHB - als Leistung auf die Versicherungssumme ange-
rechnet. 
  

4. Versicherungsschutz besteht - abweichend von § 4 I 3 AHB - für 
Versicherungsfälle im Ausland. 
  
Teilweise abweichend von Teil I Ziffer 3.06 gilt dies jedoch nur, 
soweit die versicherten Haftpflichtansprüche in Europäischen 
Staaten und nach dem Recht Europäischer Staaten geltend ge-
macht werden. 
  
5. Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten 
Tätigkeiten und Leistungen: 
  
a) IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung; 
  
b) Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -wartung, -
pflege; 
  
c) Bereithalten fremder Inhalte zum Abruf, z. B. Access-, Host-, 
Full- Service-Providing; 
  
d) Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken; 
  
e) Betrieb von Telekommunikationsnetzen; 
  
f) Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege; 
  
g) Anbieten von Zertifizierungsdiensten im Sinne des Signaturge-
setzes (SigG) und/oder der Signaturverordnung (SigV); 
  
h) Tätigkeiten, für die eine gesetzliche Pflicht zum Abschluss einer 
Vermögensschadenhaftpflichtversicherung besteht. 
  
6. Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Ansprüche 
  
a) die im Zusammenhang stehen mit 
  
- massenhaft versandten, von den Empfängern ungewollten, elekt-
ronisch übertragenen Informationen, soweit es sich nicht um Com-
puter-Viren und/oder andere Schadprogramme im Sinne von Teil I 
Ziffer 3.17, 1a) handelt (z.B. Spamming), 
  
- Dateien (z.B. Cookies, WebBugs), die der widerrechtlichen Erhe-
bung von Informationen über Internet-Nutzer dienen; 
  
b) wegen Schäden, die von Unternehmen, die mit dem Versiche-
rungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheit-
lich verbunden sind oder unter einer einheitlichen Leitung stehen, 
geltend gemacht werden; 
  
c) gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten, 
soweit diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von ge-
setzlichen oder behördlichen Vorschriften sowie von schriftlichen 
Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers oder durch 
sonstige bewusste Pflichtverletzungen herbeigeführt haben; 
  
d) auf Entschädigung mit Strafcharakter (punitive und exemplary 
damages); 
  
e) nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang 
stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des französi-
schen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder. 
  
7. Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist) 
  

EUR 1.000.000,-- je Versicherungsfall 
  
und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
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3.18 Auslösen von Fehlalarm 
  
Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 II 6a) AHB - Vermö-
gensschäden durch versehentlich ausgelösten Alarm für die daraus 
entstehenden unmittelbaren Kosten (z.B. Einsatzkosten für Ret-
tungs- /Wach- und sonstige Dienste). 
  
Sofern es sich hierbei um öffentlich-rechtliche Ansprüche handelt, 
besteht hierfür - insoweit abweichend von § 1, 1 AHB - ebenfalls 
Versicherungsschutz. 
  
Die Ersatzleistung beträgt 
  

EUR 50.000,-- je Versicherungsfall 
  
und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden: 
  

EUR 250,--. 
  
  
3.19 Aktive Werklohnklage 
  
1. Der Versicherer trägt - insoweit ergänzend zu § 3 III AHB - die 
gebührenordnungsgemäßen Kosten für die gerichtliche Durchset-
zung von Werklohnforderungen des Versicherungsnehmers gegen 
seinen Auftraggeber, soweit 
  
a) der Auftraggeber des Versicherungsnehmers aufgrund eines 
behaupteten Haftpflichtanspruchs, der unter den Versicherungs-
schutz dieses Vertrages fallen würde (deliktischer Schadenersatz-
anspruch), die Aufrechnung mit Schadenersatzansprüchen erklärt 
hat und 
  
b) es sich bei dem Auftraggeber nicht um einen öffentlichen Auf-
traggeber (z. B. Städte, Kommunen, Gemeinden, Staat) handelt 
und 
  
c) die Werklohnforderung an sich in voller Höhe unstrittig ist. Als 
Nachweis, dass die Werklohnforderung unstrittig ist, hat der Versi-
cherungsnehmer ein schriftliches Abnahmeprotokoll des Werks 
einzureichen, von welchem der Werklohn einbehalten wurde. 
  
Dies gilt nicht, wenn und soweit der Auftraggeber Vertragserfül-
lungs- oder Gewährleistungsansprüche geltend macht. 
  
2. Der Versicherungsschutz entfällt rückwirkend, wenn durch ein 
Urteil festgestellt wird, dass die Werklohnforderung ganz oder 
teilweise aus anderen als unter Ziffer 1.a) genannten Gründen 
unbegründet ist. 
  
Hinsichtlich der Prozessführung gilt § 5, 4 AHB entsprechend. 
  
3. Der Versicherer trägt die Kosten in dem Verhältnis, in dem der 
ausgeurteilte Schadenersatzanspruch zur geltend gemachten 
Werklohnforderung steht. 
  
Endet das Verfahren mit einem Vergleich, so trägt der Versicherer 
die Kosten anteilig in Höhe der Vergleichsquote, sofern der Versi-
cherer seine Zustimmung zu dem Vergleich erklärt hat. Wird ein 
Vergleich ohne Zustimmung des Versicherers geschlossen, entfällt 
der Versicherungsschutz rückwirkend. 
  
4. Für Werklohnforderungen bis zu einem Betrag von EUR 1.000,- 
besteht kein Versicherungsschutz; 
  
  
 

3.20 Pflanzenschäden durch die Verwendung von Pflanzen-
schutz-, Unkrautvernichtungs-, Schädlingsbekämpfungs- und 
Düngemitteln 
  
F a l l s  b e s o n d e r s  v e r e i n b a r t 
  
(siehe Wagnisbeschreibung) 
  
1. ist eingeschlossen - abweichend von § 4 I 6 b) AHB, § 4 I 8 AHB 
und teilweise von Teil II Ziffer 2.14 - die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Schäden an mit Pflanzenschutz-, Unkrautvernichtungs-, 
Schädlingsbekämpfungs- oder Düngemitteln behandelten Pflanzen 
(auch Pflanzenkulturen) sowie alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. 
  
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass diese Tätig-
keit im Rahmen der gemäß Wagnisbeschreibung versicherten 
Betriebsart im Gartenbaubereich erbracht wird, nicht jedoch im 
Lohnauftrag bzw. aus der Tätigkeit als Lohnmaschinenbe-
trieb/Maschinengenossenschaft (z.B. Spritzung von landwirtschaft-
lichen Flächen) und dgl., auch wenn es sich hierbei um einen 
untergeordneten Nebenbetrieb handelt. Die Beweislast, dass es 
sich um eine Tätigkeit im Rahmen des gemäß Wagnisbeschrei-
bung versicherten Risikos handelt, obliegt dem Versicherungs-
nehmer. 
  
Auf die Ausschlussbestimmung nach Teil I Ziffer 4.01, 2. wird 
besonders hingewiesen. 
  
2. Nicht versichert sind Ansprüche 
  
- wegen Schäden an Grund, Boden und Wasser (auch Gewässer); 
  
- gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten), die den Schaden durch bewusstes Abweichen von der 
Verwendung dieser Mittel dienenden Gebrauchsanweisungen, 
Gesetzen, Verordnungen oder behördlichen Anordnungen, Vor-
schriften oder Verfügungen verursacht haben. 
  
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche 
  
- wegen Schäden an Pflanzen und Kulturen auf dem Grundstück, 
auf dem eine Spritzung mit diesen Mitteln stattfindet, 
  
- wegen der Beschädigung von Pflanzen und Kulturen, die sich 
beim Versicherungsnehmer befinden, befunden haben oder die 
von ihm übernommen wurden, 
  
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
  
Die Ausschlussbestimmungen des § 4 I 6 Abs. 3 AHB (Erfüllungs-
ansprüche) und des § 4 II 5 AHB (Schäden an hergestellten oder 
gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
  
3. Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist) 
  

EUR 25.000,-- je Versicherungsfall 
  
und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschaden) zur Verfügung. 
  
4. Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Scha-
den: EUR 500,--. 
  
5. Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Um-
welteinwirkung erfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung; 
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3.20 Asbestschäden 
  
1. Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 I 8 AHB, § 4 I 9 AHB 
und Teil I Ziffer 4.01, 16. - gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen 
Personen-, Sach- und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden im Zusammenhang mit Asbest, asbesthaltigen Substan-
zen oder Erzeugnissen durch vom Versicherungsnehmer erbrach-
te, - insbesondere gemäß der Technischen Regeln für Gefahren-
stoffe (TRGS) bzw. der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) - erlaub-
te Arbeiten oder Leistungen bei der Ausübung seiner sich aus der 
Betriebsbeschreibung ergebenden Tätigkeiten innerhalb Deutsch-
lands - insoweit abweichend von Teil I Ziffer 3.06. 
  
2. Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen 
und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend 
gemachten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, 
Zeugen- und Gerichtskosten werden - abweichend von 
§ 3 III 4 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssumme ange-
rechnet. 
  
3. Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist) 
  

EUR 500.000,-- je Versicherungsfall 
  
und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für Personen- und 
sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschaden) zur Verfügung. 
  
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem sonstigen 
Schaden (Sach- oder Vermögensschaden) einschließlich daraus 
resultierender Kosten 
  

EUR 250,--. 
  
4. Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind - teilweise 
abweichend von den Bestimmungen zu Arbeitsunfäl-
len/Berufskrankheiten in den vereinbarten Bedingungen - 
  
a) Ansprüche wegen Personenschäden, bei denen es sich um 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers, insbesondere im Sinne des Sozialgesetzbuches 
(SGB) VII oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder, han-
delt. 
  
Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrecht-
lichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes 
Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden; 
  
b) Regressansprüche der Sozialversicherungsträger, insbesondere 
nach § 110 Sozialgesetzbuch (SGB) VII oder gleichartiger Bestim-
mungen anderer Länder, gegen den Versicherungsnehmer bzw. 
gegen seine gesetzlichen Vertreter. 
  
Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Sicherheitsbeauftragte und (Fach-
)Bauleiter werden insoweit bzw. in dieser Eigenschaft den gesetzli-
chen Vertretern gleichgestellt; 
  
c) Rechtsverteidigungskosten zur Abwehr von Ansprüchen gemäß 
Absatz b). 
  
5. Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Um-
welteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung. 
  
  
3.21 Strafrechtsschutz 
  
Ergänzend zu § 3 III 1, 3 AHB gilt: 
  
1. In einem Strafverfahren wegen eines Ereignisses, das einen 
unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur 
Folge haben kann, übernimmt der Versicherer die Gerichtskosten 
sowie die gebührenordnungsmäßigen - gegebenenfalls auch die 

mit ihm besonders vereinbarten höheren - Kosten der Rechtsver-
teidigung. 
 
2. Voraussetzung für die Leistungspflicht des Versicherers ist, dass 
der Versicherungsnehmer spätestens nach Kenntnis von der Ein-
leitung des Verfahrens (Zustellung) seinerseits den Versicherer 
unverzüglich hiervon unterrichtet. 
  
3. Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Geldbußen 
(auch Ordnungsgelder, Zwangsgelder, Geldstrafen, Geldsanktio-
nen und dergleichen), Strafen und Strafvollstreckungskosten. 
  
  
4. Risikobegrenzungen 
  
4.01 Nicht versicherte, aber durch besonderen Vertrag versi-
cherbare Risiken 
  
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche 
  
1. wegen Schäden durch Risiken, die nicht der Betriebsbeschrei-
bung entsprechen. Auf die Regelung der Vorsorgeversicherung in 
Teil I Ziffer 3.01 wird hingewiesen; 
  
2. wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicher-
ter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers 
oder eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für die sie als 
Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genom-
men werden, soweit sich aus Teil I Ziffer 2.05, und Teil II Ziffer 2.02 
und Teil IV (sofern Versicherungsschutz hierfür vereinbart gilt) 
nichts anderes ergibt. 
  
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 
  
Eine Tätigkeit der im ersten Absatz genannten Personen an einem 
Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein 
Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Perso-
nen Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahr-
zeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird; 
  
3. wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicher-
ter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursachen oder 
für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeu-
ges in Anspruch genommen werden. 
  
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten; 
  
4. aus 
  
a) der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 
Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahr-
zeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge 
bestimmt waren, 
  
b) Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren 
Teilen, 
  
und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit 
diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie wegen sonstiger 
Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge; 
  
5. aus dem Bau (Neu-, Um-, Erweiterungsbau, Rückbau und dgl.), 
der Sanierung (auch Reparatur/Wartung) und dem Abbre-
chen/Einreißen von Flugplätzen/-häfen, (Stau-)Dämmen, Talsper-
ren, Deponien, Stollen/Tunneln und Untergrundbahnen (offene und 
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geschlossene Bauweise) oder Teilen hiervon sowie aus Rekultivie-
rungen und Flussbegradigungen/-verlegungen; 
  
6. wegen Schäden durch Umwelteinwirkungen und alle sich daraus 
ergebenden weiteren Schäden, soweit es sich nicht um ausdrück-
lich nach Teil VI mitversicherte Umweltschäden handelt; 
  
7. wegen Personenschäden durch im Geltungsbereich des Arz-
neimittelgesetzes (AMG) an Verbraucher abgegebene Arzneimittel, 
für die der Versicherungsnehmer in der Eigenschaft als pharma-
zeutischer Unternehmer im Sinne des AMG eine Deckungsvorsor-
ge zu treffen hat; 
  
8. wegen Personenschäden durch vom Versicherungsnehmer 
hergestellte, verarbeitete oder in Verkehr gebrachte Produkte die 
ganz oder teilweise humanbiologisches Material bzw. Auszüge 
desselben enthalten (z.B. Blut, Plasma, Sera, Plasmaproteine, 
Immunoglobine, Zellen, Gewebe); 
  
9. wegen Personenschäden, die in unmittelbarem Zusammenhang 
stehen mit Tabak und/oder Tabakprodukten einschließlich Zube-
hör, Bestandteilen, Hilfsstoffen und/oder Komponenten für Tabak 
und/oder Tabakprodukten; dies gilt auch, soweit es sich um An-
sprüche von Personen handelt, die nicht selbst Tabakwaren kon-
sumiert haben (sog. Passivraucher); 
  
10. wegen Schäden durch elektromagnetische Felder; 
  
11. aus Besitz und/oder Betrieb von Öl-, Gas- oder Brennstofffern-
leitungen (sog. Pipelines); 
  
12. aus Besitz und/oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung von 
Personen oder Sachen sowie aus der selbständigen und nicht 
selbständigen Teilnahme am Eisenbahnbetrieb; 
  
13. aus dem Betrieb einer gentechnischen Anlage oder einer Frei-
setzung von gentechnisch veränderten Organismen im Sinne des. 
Gentechnikgesetzes (GenTG) wegen Personen- und Sachschäden 
infolge von Eigenschaften eines Organismus, die auf gentechni-
schen Arbeiten beruhen; 
  
14. wegen Sach- und/oder Vermögensschäden durch gentechnisch 
veränderte Erzeugnisse und/oder Erzeugnisse, die gentechnisch 
veränderte Organismen (GVO) enthalten; 
  
15. aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von Spreng-
stoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken sowie aus 
Veranstaltung oder Abbrennen von Feuerwerken; 
  
16.wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder 
Erzeugnisse zurückzuführen sind (siehe aber Teil I Ziffer 3.21); 
  
17. wegen Schäden durch Anfeindungen, Belästigungen, Schika-
ne, Ungleichbehandlungen und sonstige Diskriminierungen (siehe 
aber Teil V); 
  
18. wegen Vermögensschäden aus Pflichtverletzungen, die mit der 
Tätigkeit als ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, 
Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer 
Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe im Zusammenhang ste-
hen. 
  
  
4.02 Nicht versicherbare Risiken 
  
Nicht versicherbar sind Haftpflichtansprüche 
  
1. wegen Schäden, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereig-
nissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unru-
hen, Generalstreik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maß-
nahmen von hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt für Schäden 
durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausge-
wirkt haben; 
  

2. wegen Schäden an Kommissionsware; 
  
3. aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse; 
  
4. gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten), die den Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder 
sonst pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen 
Stoffen verursachen. 
  
Für den Versicherungsnehmer selbst besteht jedoch Versiche-
rungsschutz, wenn der zum Schaden führende Verstoß von seinen 
Beauftragten ohne Wissen oder gegen den Willen des Versiche-
rungsnehmers und/oder seiner Repräsentanten begangen wurde; 
  
5. wegen 
  
a) Bergschäden (im Sinne des § 114 Bundesberggesetzes), soweit 
es sich um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandtei-
le und Zubehör handelt; 
  
b) wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114 
Bundesberggesetzes) durch schlagende Wetter, Wasser- und 
Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen; 
  
  
4.03 Inländische Versicherungsfälle vor ausländischen Gerich-
ten 
  
Für Ansprüche, die vor ausländischen Gerichten oder nach aus-
ländischem Recht geltend gemacht werden, gilt: 
  
1. Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche 
  
a) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages; 
  
b) nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang 
stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des französi-
schen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder; 
  
c) die in USA/US-Territorien oder Kanada geltend gemacht werden 
wegen Schäden durch oder im Zusammenhang mit Schimmelpilz-
befall in oder an Gebäuden und Gebäudebestandteilen einschließ-
lich deren Inhalt sowie alle Kosten und Aufwendungen im Zusam-
menhang mit derartigen Schäden. 
  
Unter dem Begriff "Schimmelpilz" ist zu verstehen, jedwede Art von 
Pilzen und deren Bestandteile und Zwischenprodukte, Bakterien, 
Mycotoxine und deren flüchtige organische Verbindungen, Sporen, 
Gerüche oder Nebenprodukte von Pilzen; 
  
d) wegen Personenschäden, die in USA/US-Territorien oder Kana-
da im Zusammenhang mit der Herstellung, Verarbeitung und/oder 
dem Vertrieb von Latex (Naturlatex/Naturgummilatex) geltend 
gemacht werden. 
  
Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und 
außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend gemach-
ten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeu-
gen- und Gerichtskosten werden - abweichend von § 3 III 4 AHB - 
als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 
  
3. Bei Versicherungsfällen, die vor Gerichten in den USA/US-
Territorien und Kanada oder nach dem Recht dieser Staaten gel-
tend gemacht werden, gilt: 
  
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Personen-
schaden einschließlich daraus resultierender Kosten: 
  

EUR 10.000,--. 
  
4. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. 
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Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-
Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen 
Geldinstitut angewiesen ist. 
  
  
5. Beitragsberechnung 
  
1. Die Berechnung des Beitrages erfolgt als vorläufige, im Voraus 
zu zahlender Jahresbeitrag auf der Grundlage 
  
a) des Produktions- und Tätigkeitsprogramms, 
  
b) des Brutto-Jahresumsatzes (ohne Mehrwertsteuer), 
  
oder - falls zutreffend - 
  
der effektiven Brutto-Jahreslohn- und -gehaltssumme einschließlich 
der Entgelte für eingegliederte Arbeitnehmer fremder Stammfirmen 
und Leiharbeitervergütungen, 
  
c) der beitragspflichtigen Zusatzrisiken. 
  
§ 8 III AHB bezieht sich bei Berechnung nach Umsatzsumme oder 
nach Jahreslohn- und -gehaltssumme nur auf die Mindestbeiträge. 
  
2. Zur endgültigen Beitragsabrechnung übermittelt der Versiche-
rungsnehmer nach Aufforderung innerhalb von drei Monaten nach 
Ablauf des Versicherungsjahres 
  
a) den Brutto-Jahresumsatz (ohne Mehrwertsteuer), 
  
oder - falls zutreffend - 
  
die effektive Brutto-Jahreslohn- und -gehaltssumme (einschl. Leih-
arbeitervergütungen), 
  
b) evtl. eingetretene wesentliche Änderungen des Produktions- und 
Tätigkeitsprogramms, sonstige Änderungen des Betriebscharakters 
sowie Änderungen bei beitragspflichtigen Zusatzrisiken. 
  
  
  
Teil II ALLGEMEINES BETRIEBSRISIKO 
  
1. Versicherungsschutz 
  
Der Versicherungsschutz für Schäden aus dem Betrieb des Unter-
nehmens (Allgemeines Betriebsrisiko), mit Ausnahme der in Teil III, 
IV, V und Teil VI genannten Schäden, richtet sich nach den AHB, 
den Bestimmungen gemäß Teil I sowie den folgenden Vereinba-
rung en (Teil II). 
  
  
2. Betriebliche Risiken 
  
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus betriebs- und branchenüblichen Risiken, insbesondere 
  
  
2.01 Immobilien 
  
als Eigentümer, Besitzer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer, Nutz-
nießer sowie aus Vermietung, Verpachtung oder sonstiger Über-
lassung von bebauten und unbebauten Grundstücken - nicht je-
doch von Luftlandeplätzen -, Gebäuden oder Räumlichkeiten an 
Dritte. 
  
Versichert sind Ansprüche infolge Verstoßes gegen die Pflichten, 
die dem Versicherungsnehmer in den oben genannten Eigenschaf-
ten obliegen (bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, 

Streupflicht etc.), gleichgültig, ob diese Pflichten vertraglich über-
nommen wurden oder nicht. 
  
Mitversichert ist hinsichtlich dieser Grundstücke, Gebäude oder 
Räumlichkeiten auch die gesetzliche Haftpflicht 
  
1. des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von 
Bau-, Reparatur- und Abbrucharbeiten für eigene Bauvorhaben. 
  
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus Veränderungen der 
Grundwasserverhältnisse. 
  
Für das Risiko als Bauherr finden die Ausschlussbestimmungen 
der § 4 I 5 und § 4 I 6 b) AHB keine Anwendung. 
  
Soweit es sich um Schäden durch Unterfangun-
gen/Unterfahrungen, Senkungen eines Grundstückes, Erschütte-
rungen infolge von Rammarbeiten oder Erdrutschungen handelt, 
wird sich der Versicherer nicht auf den Ausschluss des § 4 I 8 AHB 
berufen. 
  
Die Ausschlussbestimmungen des § 4 I 6 Abs. 3 AHB (Erfüllungs-
ansprüche) und des § 4 II 5 AHB (Schäden an hergestellten oder 
gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
  
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung erfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung; 
  
2. des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 
Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel be-
stand; 
  
3. der Insolvenzverwalter in dieser Eigenschaft (§ 7 AHB); 
  
  
2.02 Kraftfahrzeuge einschließlich Arbeitsmaschinen 
  
1. aus nicht zulassungs- und nicht versicherungspflichtigen eige-
nen, gemieteten und geliehenen 
  
a) Kraftfahrzeugen und Anhängern, die nur auf nicht öffentlichen 
Wegen und Plätzen verkehren, ohne Rücksicht auf eine Höchstge-
schwindigkeit; 
  
b) Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindig-
keit; 
  
c) selbstfahrenden Arbeitsmaschinen und Hub- und Gabelstapler 
mit nicht mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit. 
  
Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in § 1, 2 b) 
und § 2, 3 c) AHB. 
  
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. 
  
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis be-
nutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, 
dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht 
die erforderliche Fahrerlaubnis hat; 
  
  
2.03 Anschlussgleise 
  
aus dem Anschlussgleisbetrieb sowie aus Gestattungsverträgen 
mit der Deutschen Bahn AG und sonstigen Bahnbetrieben (siehe 
Teil I Ziffer 3.05). 
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Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 b) AHB - die Haft-
pflicht wegen Wagenbeschädigungen. Der Versicherungsschutz für 
Be- und Entladeschäden richtet sich nach Teil I Ziffer 3.14; 
  
  
2.04 Tiere 
  
als Halter von Tieren für betriebliche Zwecke. 
  
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Tierhüters in dieser 
Eigenschaft; 
  
  
2.05 Waffen 
  
aus dem erlaubten Besitz und Gebrauch von Schusswaffen und 
Munition. 
  
Nicht versichert sind der Besitz und Gebrauch von Waffen zu 
Jagdzwecken und zu strafbaren Handlungen; 
  
  
2.06 Gerüste 
  
aus Besitz und Verwendung von Gerüsten für den versicherten 
Betrieb und deren gelegentliche Überlassung, Verleih und Vermie-
tung an Dritte; 
  
  
2.07 Planung und Bauleitung 
  
aus Planung und Bauleitung (Garten- und Landschaftsarchitektur) 
im Rahmen der versicherten Betriebsart gemäß Wagnisbeschrei-
bung, sofern der Versicherungsnehmer weder beratend, noch 
prüfend, noch gutachterlich tätig wird. 
  
Mitversichert ist die gelegentliche Planung, z.B. im Rahmen von 
Angebotsabgaben, auch wenn die Bauausführung nicht vom Versi-
cherungsnehmer selbst und auch nicht in seinem Auftrag, auf seine 
Rechnung oder in seinem Namen erfolgt. 
  
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Mängel oder 
Schäden am (Bau-)Objekt (auch Dachkonstruktion und Freianla-
gen), das vom Versicherungsnehmer geplant oder konstruiert 
worden ist oder für das er die Bauleitung ausübt, sowie alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden. 
  
Kein Versicherungsschutz besteht, wenn für die Ausübung dieser 
Tätigkeit eine gesetzliche oder behördliche Verpflichtung zum 
Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung (Pflichtversicherung) 
besteht. Der Versicherungsschutz bedarf sodann der besonderen 
Vereinbarung mit dem Versicherer. 
  
F a l l s  b e s o n d e r s  v e r e i n b a r t 
  
(siehe Wagnisbeschreibung) 
  
besteht bei Fremdplanung - d. h. die Ausführung erfolgt nicht vom 
Versicherungsnehmer selbst und auch nicht in seinem Auftrag, auf 
seine Rechnung oder in seinem Namen - Versicherungsschutz für 
Mängel oder Schäden am (Bau-)Objekt und allen sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden im Rahmen und Umfang der 
Besonderen Bedingungen und Erläuterungen für die Berufshaft-
pflichtversicherung von Architekten, Bauingenieuren und Beraten-
den Ingenieuren. 
  
Diese Deckung kann insbesondere nicht gewährt werden, wenn 
der Versicherungsnehmer, sein Ehegatte oder sonstige Unterneh-
men, an denen der Versicherungsnehmer personell oder kapital-
mäßig beteiligt ist, selbst Bauleistungen erbringen oder Baustoffe 
liefern; 
  
  

2.08 Abbruch- und Einreißarbeiten 
  
aus dem Abbrechen und Einreißen (einschließlich Nebenleistun-
gen) von Gebäuden oder Gebäudeteilen im Rahmen des gemäß 
Wagnisbeschreibung versicherten Risikos. 
  
Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden aus dem Abbre-
chen oder Einreißen von sonstigen Bauwerken, Nicht-Bauwerken 
oder Teilen von diesen. Auf die Ausschlussbestimmungen bei 
Sprengungen (siehe Teil VI Ziffer 6, 18.) wird besonders hingewie-
sen. 
  
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden in 
einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des abzubrechen-
den/einzureißenden Gebäudes entspricht: 
  

10%, mindestens EUR 1.000,--, höchstens EUR 5.000,--; 
  
  
2.09 Generalunternehmung im Garten- und Landschaftsbau 
  
als Generalunternehmer für Garten- und Landschaftsbauvorhaben. 
  
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Mängel und 
Schäden am (Bau-)Objekt und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden; 
  
  
2.10 Fotovoltaikanlagen 
  
1. aus dem Betrieb von Fotovoltaikanlagen auf selbst genutzten 
Betriebsgebäuden bzw. Betriebsgrundstücken zur Einspeisung von 
Elektrizität in das Netz des örtlichen Energieversorgers. 
  
Nicht versichert ist die direkte Versorgung von Tarifkunden (End-
verbraucher) und Sondervertragskunden. 
  
2. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
  
- als Haus- und Grundbesitzer sowie 
  
- als Bauherr von Fotovoltaikanlagen, sofern die Planung, Baulei-
tung und Bauausführung an einen Dritten vergeben sind. 
  
3. Eingeschlossen gelten Regressansprüche der Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen, soweit es sich um Personen- und Sach-
schäden aus Versorgungsstörungen gemäß § 18 der Verordnung 
über Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und dessen 
Nutzung für die Elektrizitätsversorgung in Niederspannung (Nie-
derspannungsanschlussverordnung - NAV) handelt; 
  
  
2.11 Einweisen von Fahrzeugkränen Dritter auf Baustellen 
  
1. aus dem fehlerhaften Einweisen von gleislosen Fahrzeugkränen 
Dritter, welche der Versicherungsnehmer aus Anlass von Arbeiten 
auf der Baustelle von nicht am Bau tätigen Unternehmen mit Be-
dienpersonal gemietet (nicht geleast) hat. 
  
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass der Versiche-
rungsnehmer hierbei keiner Pflichtversicherung unterliegt. 
  
Unter den Begriff "Einweisen" im Sinne des vorgenannten Absat-
zes fallen folgende Tätigkeiten des Versicherungsnehmers: 
  
a) Einwinken des Fahrzeugkrans bei dessen An- und Abfahrt auf 
den Standplatz am Einsatzort; 
  
b) Aufklärung des Bedienpersonals über die örtlichen Gegebenhei-
ten am Einsatzort und betrieblichen Umfeld; 
  
c) Unterweisung des Bedienpersonals in den Inhalt des Lastenauf-
trages (Art des Kraneinsatzes). 
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Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht der fremden Unter-
nehmen und ihres (Bedien-)Personals. 
  
Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherungen (z.B. 
Kraftfahrthaftpflichtversicherung) besteht, gehen diese anderen 
Versicherungen vor. 
  
Der Versicherungsschutz für Be- und Entladeschäden richtet sich 
nach Teil I Ziffer 3.14. 
  
2. Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben 
  
a) Haftpflichtansprüche wegen Schäden 
  
- an den gemieteten Fahrzeugkränen (Fahrgestell, Kranaufbau, 
Anhänger, Zubehör und dgl.) einschließlich deren Inhalten, 
  
- durch den Kranbetrieb (einschließlich Nebenleistungen) selbst, 
  
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden (z.B. Nut-
zungsausfall, Stillstandskosten, Entsorgungskosten, Lagerungs-
kosten, Transportkosten); 
  
b) Ansprüche, wenn der Versicherungsnehmer die Fahrzeugkräne 
  
- von am Bau tätigen Unternehmen und/oder nicht mit Bedienper-
sonal gemietet hat; 
  
- nicht gemietet, sondern sonst wie in Obhut genommen hat (z.B. 
durch Leasing, Leihe oder einen besonderen Verwahrungsvertrag); 
  
  
2.12 Weitere Betriebsrisiken 
  
aus 
  
1. Sicherheitseinrichtungen (z.B. Werksfeuerwehr, auch bei Hilfe-
leistungen und Übungen außerhalb der Betriebsgrundstücke) 
sowie aus Sozial- und Sanitätseinrichtungen für Betriebsangehöri-
ge mit gelegentlicher Benutzung durch Betriebsfremde; 
  
2. Betriebssportgemeinschaften und Betriebsveranstaltungen. 
  
Mitversichert ist insoweit auch die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der Betriebssportgemeinschaft sowie der Betriebsangehöri-
gen aus der Betätigung in oder der Teilnahme an diesen, soweit 
nicht das private Haftpflichtrisiko betroffen ist; 
  
  
2.13 Verbrennen von Pflanzenrückständen 
  
aus dem erlaubten Verbrennen von Pflanzenrückständen auf 
eigenen Grundstücken in Deutschland; 
  
  
2.14 Verwendung von Pflanzenschutz-, Unkrautvernichtungs-, 
Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln 
  
aus der Verwendung von Pflanzenschutz-, Unkrautvernichtungs-, 
Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln. 
  
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass die Spritzun-
gen dieser Mittel nicht aus der Luft erfolgen. 
  
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben 
  
- Schäden am behandelten Gut und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden (siehe aber Teil I Ziffer 3.20); 
  
- Schäden an Pflanzen und Kulturen auf dem Grundstück, auf dem 
eine Spritzung mit diesen Mitteln stattfindet, und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden. 
  

Nicht versichert sind Ansprüche gegen die Personen (Versiche-
rungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch 
bewusstes Abweichen von der Verwendung dieser Mittel dienen-
den Gebrauchsanweisungen, Gesetzen, Verordnungen oder be-
hördlichen Anordnungen, Vorschriften oder Verfügungen verur-
sacht haben. 
  
Auf die Ausschlussbestimmung nach Teil I Ziffer 4.01, 2. wird 
besonders hingewiesen. 
  
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Sachscha-
den: 
  

EUR 250,--; 
  
  
2.15 Baumfällen sowie Rodungs- und Entastungsarbeiten 
  
aus Baumfällen und Großbaumverpflanzungen sowie Rodungs- 
und Entastungsarbeiten - ohne Radiusbegrenzung -; 
  
  
2.16 Baumkontrollen 
  
aus Baumkontrollen zur Überprüfung der Verkehrssicherheit 
(Bruch- und Standsicherheit), sofern der Anteil für diese Tätigkeiten 
weniger als 50 Prozent im Versicherungsjahr beträgt. 
  
Wird während der Vertragslaufzeit die vorgenannte Schwelle über-
schritten, so gilt die Tätigkeit als neues Risiko im Sinne von § 1, 2c) 
AHB. Es gelten dann die besonderen Bedingungen zur Vorsorge-
versicherung nach § 2 AHB. Die Bestimmungen nach Teil I Ziffer 
3.01 Absatz 1 und 2 finden keine Anwendung. 
  
Kein Versicherungsschutz besteht, wenn für die Ausübung dieser 
Tätigkeit eine gesetzliche oder behördliche Verpflichtung zum 
Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung (Pflichtversicherung) 
besteht. Der Versicherungsschutz bedarf sodann der besonderen 
Vereinbarung mit dem Versicherer. 
  
Auf die Ausschlussbestimmungen nach § 4 II 6 AHB (Vermögens-
schäden) wird hingewiesen; 
  
  
2.17 Dachbepflanzungen/Dachbegrünungen 
  
aus Dachbepflanzungen/-begrünungen. 
  
Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist) 
  

EUR 1.000.000,-- je Versicherungsfall 
  
und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden: 
  

EUR 250,--; 
  
  
2.18 Winterdienst 
  
F a l l s  b e s o n d e r s  v e r e i n b a r t 
  
(siehe Wagnisbeschreibung) 
  
aus nebenberuflichen Winterdienstarbeiten (Schnee- und Eisbesei-
tigung). 
  
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden: 
  

EUR 250,--. 
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3. Erweiterungen des Versicherungsschutzes 
gegenüber den AHB zum Betriebsrisiko 
  
3.01 Belegschafts- und Besucherhabe 
  
Eingeschlossen ist - in Ergänzung von § 1, 3 AHB und abweichend 
von § 4 I 6 a) AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhanden-
kommen von Sachen, einschließlich Kraftfahrzeugen und Fahrrä-
dern mit Zubehör, der Betriebsangehörigen und Besucher und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
  
Ausgenommen hiervon sind Geld, Wertpapiere (einschl. Sparbü-
cher), Scheckhefte, Scheck- und Kreditkarten, Urkunden, Kostbar-
keiten und andere Wertsachen. 
  
  
3.02 Schlüsselrisiko 
  
Eingeschlossen ist - in Ergänzung von § 1, 3 AHB und abweichend 
von § 4 I 6 a) AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhanden-
kommen von fremden Schlüsseln bzw. Codekarten (auch General-
Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage), die sich rechtmä-
ßig im Gewahrsam des Versicherten befunden haben. 
  
Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haft-
pflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswechse-
lung von Schlössern und Schließanlagen sowie für vorübergehen-
de Sicherungsmaßnahmen (Notschloss) bzw. auf die Kosten für 
die Neuprogrammierung der Codekarten und einen Objektschutz 
bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der 
Verlust des Schlüssels festgestellt wurde. 
  
Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist) 
  

EUR 500.000,-- je Versicherungsfall 
  
und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden: 
  

EUR 250,-- 
  
Nicht versichert ist/sind 
  
1. die Haftung aus dem Verlust von Tresor- und Möbelschlüsseln 
sowie sonstigen Schlüsseln zu beweglichen Sachen; 
  
2. Ansprüche wegen Folgeschäden eines Schlüsselverlustes (z.B. 
wegen Einbruchs). 
  
  
3.03 Mietsachschäden an Gebäuden/Räumen durch Feuer, 
Explosion, Leitungs- und Abwasser 
  
1. Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 a) und § 4 I 8 AHB - 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden an gemieteten (nicht geleasten) Gebäuden und/oder 
Räumen (nicht jedoch an Einrichtungen, Produktionsanlagen, 
Grundstücken und dgl.) und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden durch Feuer, Explosion (ausgenommen, die unter 
den Regressverzicht nach dem Abkommen der Feuerversicherer 
bei übergreifenden Schadenereignissen fallenden Rückgriffsan-
sprüche) sowie durch Leitungs- und Abwasser. 
  
2. Ausgeschlossen bleiben Ansprüche 
  
a) von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers; 
  

b) von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers und 
solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat; 
  
c) von Angehörigen der vorgenannten Personen, wenn sie mit 
diesen in häuslicher Gemeinschaft leben (siehe auch § 4 II 2 AHB); 
  
d) von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind 
oder unter einer einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen. 
  
3. Als Ersatzleistung gilt die vertraglich vereinbarte Versicherungs-
summe für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden), 
maximal jedoch 
  

EUR 5.000.000,-- je Versicherungsfall. 
  
Diese steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige 
Schäden (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
Abweichende Ersatzleistung siehe Wagnisbeschreibung. 
  
4. Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Um-
welteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung. 
  
  
3.04 Sonstige Mietsachschäden 
  
1. Mietsachschäden anlässlich von Geschäftsreisen 
  
Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 a) und § 4 I 8 AHB - 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden, die anlässlich von Dienst- und Geschäftsreisen an ge-
mieteten Räumlichkeiten und deren Ausstattung entstehen, sowie 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
  
2. Mietsachschäden an Immobilien 
  
Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 a) und § 4 I 8 AHB - 
die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an gemieteten (nicht 
geleasten) Gebäuden und/oder Räumen (nicht jedoch an Einrich-
tungen, Produktionsanlagen, Grundstücken und dergleichen) sowie 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
  
Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist) 
  

EUR 500.000,-- je Versicherungsfall 
  
und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
3. Ausgeschlossen sind 
  
a) Haftpflichtansprüche wegen 
  
- Abnutzung, Verschleiß sowie übermäßiger Beanspruchung, 
  
- Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbe-
reitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten, 
  
- Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen 
besonders versichern kann, 
  
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
  
b) Ansprüche 
  
- von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers, 
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- von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers und 
solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, 
  
- von Angehörigen der vorgenannten Personen, wenn sie mit 
diesen in häuslicher Gemeinschaft leben (siehe auch § 4 II 2 AHB), 
  
- von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder seinen 
Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind oder 
unter einer einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen; 
  
c) Mietsachschäden an Gebäuden/Räumen durch Feuer, Explosi-
on, Leitungs- und Abwasser (siehe jedoch Teil II Ziffer 3.03) und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
  
4. Nicht versichert sind die unter den Regressverzicht nach dem 
Abkommen der Feuerversicherer bei übergreifenden Schadener-
eignissen fallenden Rückgriffsansprüche. 
  
5. Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Um-
welteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung. 
  
  
3.05 Schäden an Arbeitsgeräten/-maschinen 
  
1. Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 a) und b) AHB 
sowie § 4 I 8 AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden an 
selbstfahrenden Arbeitsmaschinen, sonstigen Gerätschaften und 
Einrichtungen Dritter, die der Versicherungsnehmer längstens für 
die Dauer von sechs Monaten gemietet, gepachtet oder geliehen 
oder per besonderen Vertrag in Verwahrung genommen hat, und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Maßgebend für 
den Zeitraum ist die Dauer des entsprechenden Vertrages (z.B. 
Mietvertrag). 
  
Der Versicherer leistet die Entschädigung, die zur Wiederbeschaf-
fung oder Wiederinstandsetzung notwendig ist, höchstens aber den 
Zeitwert. 
  
Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherungen des 
Versicherungsnehmers oder des Geschädigten (z.B. Maschinen-
Versicherung) besteht, gehen diese Versicherungen vor. 
  
2. Ausgeschlossen sind 
  
a) Haftpflichtansprüche wegen 
  
- Abnutzung, Verschleiß sowie übermäßiger Beanspruchung, 
  
- Schäden infolge Transports, 
  
- Schäden durch Brand oder Explosion, 
  
- Schäden, die über den unmittelbaren Schaden an der überlasse-
nen Sache hinausgehen, wie z.B. Nutzungsausfall, Stillstandskos-
ten, Entsorgungskosten, Lagerungskosten, Transportkosten; 
  
b) Ansprüche 
  
- von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers, 
  
- von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers und 
solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, 
  
- von Angehörigen der vorgenannten Personen, wenn sie mit 
diesen in häuslicher Gemeinschaft leben (siehe auch § 4 II 2 AHB), 
  
- von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder seinen 
Gesellschaftern durch Kapital verbunden sind oder unter einer 
einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen. 
  

3. Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist) 
  

EUR 100.000,-- je Versicherungsfall 
  
und steht dreifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
4. Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Scha-
den: 
  

EUR 1.000,--. 
  
5. Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Um-
welteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflichtversicherung. 
  
  
3.06 Schäden an fremden Kraftfahrzeugen einschließlich Ar-
beitsmaschinen durch Reparatur-/Wartungsarbeiten 
  
1. Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 6 b) AHB - die gesetz-
liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers und seiner Betriebsan-
gehörigen aus der Beschädigung oder Vernichtung von Kraftfahr-
zeugen Dritter (d.h. auch nicht von Betriebsangehörigen) ein-
schließlich selbstfahrenden Arbeitsmaschinen, Anhängern oder 
damit fest verbundenen Fahrzeugteilen durch Reparatur- oder 
Wartungsarbeiten des Versicherungsnehmers an oder mit diesen 
Fahrzeugen, Anhängern oder damit fest verbundenen Fahrzeugtei-
len und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
  
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. 
  
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis be-
nutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, 
dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht 
die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 
  
Nicht versichert sind jedoch Ansprüche aufgrund der nachstehend 
genannten Ereignisse, soweit diese eintreten, während sich die 
Fahrzeuge in der Obhut des Versicherungsnehmers oder einer von 
ihm beauftragten Person befinden: 
  
- Unfall, d.h. durch unmittelbar von außen her plötzlich mit mecha-
nischer Gewalt einwirkendes Ereignis; 
  
- Brand oder Explosion; 
  
- Entwendung, insbesondere Diebstahl, unbefugter Gebrauch 
durch betriebsfremde Personen, Raub und Unterschlagung; 
  
- unmittelbare Einwirkung von Sturm, Hagel, Blitzschlag oder Über-
schwemmung auf das Fahrzeug; 
  
- Zusammenstoß von in Bewegung befindlichen Fahrzeugen mit 
Haarwild im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesjagdgesetzes; 
  
- mut- oder böswillige Handlungen betriebsfremder Personen; 
  
- Bruchschäden an der Verglasung von Kraftfahrzeugen einschließ-
lich Arbeitsmaschinen und Schäden an der Verkabelung durch 
Kurzschluss; 
  
- Beschädigung der Bereifung von Fahrzeugen, wenn die Beschä-
digung durch eines der vorgenannten Ereignisse erfolgt und durch 
das Ereignis noch andere Schäden an dem Kraftfahrzeug verur-
sacht werden. 
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Hinweis: 
  
Für diese Ereignisse ist der Abschluss einer gesonderten Versiche-
rung nach den Sonderbedingungen zur Haftpflicht- und Fahrzeug-
versicherung für KFZ-Handel und -Handwerk erforderlich. 
  
2. Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist) 
  

EUR 100.000,-- je Versicherungsfall 
  
und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden: 
  

EUR 500,--. 
  
Der Versicherer ersetzt im Rahmen der Ersatzleistung 
  
a) bei Zerstörung des Fahrzeuges, des Anhängers oder der damit 
fest verbundenen Fahrzeugteile den Wiederbeschaffungswert am 
Tag des Schadens, höchstens jedoch den Neupreis, sowie erfor-
derliche Abschleppkosten. Neupreis ist der Kaufpreis für ein neues 
Fahrzeug bzw. einen neuen Anhänger bzw. neue damit fest ver-
bundene Fahrzeugteile in der gleichen Ausführung oder - falls der 
Typ nicht mehr hergestellt wird - eines gleichartigen Typs in glei-
cher Ausführung, jedoch in allen Fällen höchstens der vom Herstel-
ler unverbindlich empfohlene Preis am Tag des Schadens. Wie-
derbeschaffungswert ist der Kaufpreis für ein gleichwertiges ge-
brauchtes Fahrzeug, einen gleichwertigen gebrauchten Anhänger 
oder gleichwertige gebrauchte, damit fest verbundene Fahrzeugtei-
le; 
  
b) in allen sonstigen Fällen der Beschädigung des Fahrzeuges, des 
Anhängers oder der damit fest verbundenen Fahrzeugteile bis zu 
dem nach a) sich ergebenden Betrag die erforderlichen Kosten der 
Wiederherstellung und die hierfür notwendigen einfachen Fracht-, 
Abschlepp- und sonstigen Transportkosten sowie einen etwaigen 
Minderwert. Entsprechendes gilt bei Zerstörung oder Beschädi-
gung von Teilen des Fahrzeuges. Von den Kosten der Ersatzteile 
und der Lackierung wird ein dem Alter und der Abnutzung entspre-
chender Abzug gemacht (neu für alt). Der Abzug beschränkt sich 
bei Personen- und Kombinationskraftwagen bis zum Schluss des 
vierten und bei allen übrigen Fahrzeugen bis zum Schluss des 
dritten auf die Erstzulassung des Fahrzeuges folgenden Kalender-
jahres auf Bereifung, Batterie und Lackierung. 
  
3. Ausgeschlossen bleiben 
  
a) die nach § 4 I 6 Abs. 3 AHB ausgeschlossenen Ansprüche, 
insbesondere auf Nacherfüllung mangelhafter Reparaturleistungen 
(z.B. Wiederholung der Reparatur), Rückgängigmachung des 
Reparaturauftrages und Herabsetzung der vereinbarten Vergütung 
(Minderung); 
  
b) gemäß § 4 II 5 AHB Ansprüche wegen Schäden, die an den vom 
Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für seine 
Rechnung von Dritten) hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder 
Sachen infolge einer in der Herstellung oder Lieferung liegenden 
Ursache entstehen, und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden; 
  
c) gemäß § 4 I 6 a) und b) sowie § 1, 3 AHB Ansprüche wegen 
Beschädigung, Vernichtung oder dem Abhandenkommen - inso-
weit abweichend von Teil II, Ziffer 3.01 - von in fremden Kraftfahr-
zeugen, selbstfahrenden Arbeitsmaschinen oder Anhängern be-
findlichem Wageninhalt sowie Geld, Wertpapiere (einschließlich 
Sparbücher, Scheckhefte, Scheck- und Kreditkarten), Kostbarkei-
ten und andere Wertsachen und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden; 
  

d) die Kosten eines Ersatz- bzw. Mietfahrzeuges oder Nutzungs-
ausfalls oder bei gewerblich genutzten Fahrzeugen Verdienstaus-
fall sowie bei grober Fahrlässigkeit etwaige weitere Sach- und 
Sachfolgeschäden (Hotelübernachtung u.a.); 
  
e) Schäden an Neufahrzeugen einschließlich neuen selbstfahren-
den Arbeitsmaschinen, die noch vor Übergabe an den Kunden 
durch mangelhaft durchgeführte oder unterlassene Übergabekon-
trollarbeiten am Fahrzeug verursacht werden, und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden; 
  
f) Ansprüche wegen Schäden an Kraftfahrzeugen, Arbeitsmaschi-
nen, Anhängern oder damit fest verbundenen Fahrzeugteilen 
anlässlich 
  
- der Durchführung von Sicherheitsprüfungen an Kraftfahrzeugen 
(SP) gemäß 
  
§ 29 StVZO, von Untersuchungen der Abgase an Kraftfahrzeugen 
(AU)/Krafträdern (AUK) gemäß §§ 29 und 47 a) StVZO, von Gas-
anlagenprüfungen (GAP)/ Gassystemeinbauprüfungen (GSP) an 
Kraftfahrzeugen gemäß 
  
§ 41 a) StVZO, von Prüfung der in Kraftfahrzeugen eingebauten 
Fahrtschreiber und Kontrollgeräte gem. § 57 b) StVZO, 
  
- des Zubringens und/oder Abholens, 
  
- von Pflegearbeiten (z.B. Polieren, Waschen) 
  
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
  
  
3.07 Gebrauch fremder Fahrzeuge 
  
1. Eingeschlossen sind - teilweise abweichend von Teil I Zif-
fer 4.01, 2 - gesetzliche Haftpflichtansprüche aus dem Gebrauch 
fremder, gemieteter und geliehener Kraftfahrzeuge, Hub- und 
Gabelstapler und selbst fahrender Arbeitsmaschinen im Inland, in 
den Ländern der Europäischen Union sowie in der Schweiz, Nor-
wegen, Island und Liechtenstein anlässlich von Dienstreisen und 
Dienstfahrten, wenn die Ansprüche gegen 
  
a) den Versicherungsnehmer gerichtet sind und das Fahrzeug nicht 
auf den Versicherungsnehmer zugelassen und auch nicht Eigen-
tum des Versicherungsnehmers ist oder von ihm geleast wurde; 
  
b) mitversicherte Personen gerichtet sind und das Fahrzeug weder 
auf den Versicherungsnehmer noch auf die in Anspruch genom-
mene Person zugelassen und auch nicht Eigentum des Versiche-
rungsnehmers oder dieser mitversicherten Person ist oder von 
ihnen geleast wurde. 
  
2. Versicherungsschutz besteht nur insoweit, als 
  
- die Versicherungssumme der Kraftfahrthaftpflichtversicherung 
nicht ausreicht oder 
  
- der Versicherungsnehmer durch eine bestehende Kraftfahrthaft-
pflichtversicherung nicht geschützt wird oder 
  
- der Kraftfahrthaftpflichtversicherer Regress nimmt (ausgenom-
men vom Versicherungsschutz bleiben jedoch Regressansprüche 
infolge Leistungsfreiheit und/oder Leistungskürzung des Kraftfahrt-
haftpflichtversicherers) oder 
  
- keine Kraftfahrthaftpflichtversicherung besteht, obwohl der in 
Anspruch genommene Versicherungsnehmer ohne Verschulden 
das Bestehen einer Kraftfahrthaftpflichtversicherung annehmen 
durfte, oder 
  
- der Fahrer oder Halter des Fahrzeuges einen gesetzlichen Frei-
stellungsanspruch gegen den Versicherungsnehmer hat. 
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3. Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist) 
  

EUR 100.000,-- pauschal für Personen- und Sachschäden 
  
und steht einfach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssummen zur Verfügung. 
  
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden: 
  

EUR 1.500,--. 
  
4. Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche des Halters, Ei-
gentümers oder des Versicherungsnehmers des schadenverursa-
chenden Fahrzeuges wegen Sach- und Vermögensschäden; 
  
  
  
Teil III PRODUKTHAFTPFLICHTRISIKO 
  
1. Versicherungsschutz 
  
Der Versicherungsschutz für Personen-, Sach- und daraus ent-
standene weitere Schäden, soweit diese durch vom Versiche-
rungsnehmer 
  
1. hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, 
  
2. erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen 
  
verursacht wurden, richtet sich nach den AHB, den Bestimmungen 
gemäß Teil I und den nachfolgenden Vereinbarungen (Teil III). 
  
Dieser Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Versicherungsnehmer die Erzeugnisse in den Verkehr gebracht, 
die Arbeiten abgeschlossen oder die Leistungen ausgeführt hat. 
  
  
2. Versichertes Risiko 
  
1. Der Versicherungsschutz bezieht sich auf den in der Wagnisbe-
schreibung genannten Produktions- und Tätigkeitsumfang. 
  
2. Der Versicherungsschutz gemäß Teil III Ziffer 4.02 bis 4.05 
besteht ausschließlich für Schäden, sofern diese durch vom Versi-
cherungsnehmer, in seinem Auftrag, für seine Rechnung oder 
unter seiner Leitung gelieferte Erzeugnisse verursacht wurden. 
  
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden durch vom Ver-
sicherungsnehmer, in seinem Auftrag, für seine Rechnung oder 
unter seiner Leitung hergestellte Erzeugnisse und erbrachte Arbei-
ten oder sonstige Leistungen (z.B. Montage, Verlegen, Anbringen, 
Auftragen oder Einbau), dies gilt auch dann, wenn es sich hierbei 
um eine mitwirkende Ursache handelt. 
  
Die Beweislast, dass der Schaden ausschließlich durch vom Versi-
cherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse verursacht wurde, trägt 
der Versicherungsnehmer. 
  
  
3. Versicherungsfall 
  
1. Versicherungsfall ist das während der Wirksamkeit des Vertra-
ges eingetretene Schadenereignis gemäß § 1, 1 und § 5, 1 AHB. 
  
Bei Teil III Ziffer 4.04, 3. ist es für den Versicherungsfall - abwei-
chend von § 1, 1 und § 5, 1 AHB - unerheblich, dass es sich nicht 
um Haftpflichtansprüche handelt. 
  
2. Der Versicherungsfall tritt ein bei: 
  
a) Teil III Ziffer 4.02 im Zeitpunkt der Verbindung, Vermischung 
oder Verarbeitung der Erzeugnisse; 

b) Teil III Ziffer 4.03 im Zeitpunkt der Weiterbearbeitung oder -
verarbeitung der Erzeugnisse; 
  
c) Teil III Ziffer 4.04 im Zeitpunkt des Einbaus, Anbringens, Verle-
gens oder Auftragens der Erzeugnisse; 
  
d) Teil III Ziffer 4.05 in den für Teil III Ziffer 4.02 bis 4.04 vorge-
nannten Zeitpunkten, je nachdem, mit welcher dieser Ziffern die 
Überprüfung in Zusammenhang steht. 
  
  
4. Abgrenzungen und Erweiterungen des Versi-
cherungsschutzes 
  
4.01 Personen- oder Sachschäden wegen Sachmängeln infol-
ge Fehlens von vereinbarten Eigenschaften 
  
Eingeschlossen sind - insoweit abweichend von § 4 I 1 und § 4 I 6 
Abs. 3 AHB - auf Sachmängeln beruhende Schadenersatzansprü-
che Dritter im gesetzlichen Umfang wegen Personen-, Sach- und 
daraus entstandener weiterer Schäden, wenn der Versicherungs-
nehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über 
bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leis-
tungen dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass diese 
bei Gefahrübergang vorhanden sind. 
  
  
4.02 Verbindungs-, Vermischungs-, Verarbeitungsschäden 
  
1. Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche 
Dritter wegen der in Teil III Ziffer 4.02, 2. genannten Vermögens-
schäden - im Sinne von § 1, 1 AHB und in teilweiser Abänderung 
von § 4 II 6a) AHB - infolge Mangelhaftigkeit von Gesamtprodukten 
Dritter, die durch eine aus tatsächlichen oder wirtschaftlichen 
Gründen nicht trennbare Verbindung, Vermischung oder Verarbei-
tung durch den Versicherungsnehmer gelieferten mangelhaften 
Erzeugnissen mit anderen Produkten entstanden sind. Erzeugnisse 
im Sinne dieser Regelung können auch Produkte Dritter sein, die 
vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse enthalten. Män-
gel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom Versi-
cherungsnehmer gelieferten Erzeugnisse sowie Falschlieferungen 
stehen der Lieferung mangelhafter Erzeugnisse gleich. 
  
Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von 
§ 4 I 1 und § 4 I 6 Abs. 3 AHB - für auf Sachmängeln beruhende 
Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, wenn 
der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem 
Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, 
Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzu-
stehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind. 
  
2. Versichert sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen 
  
a) der Beschädigung oder Vernichtung der anderen Produkte, 
soweit hierfür nicht bereits Versicherungsschutz nach Teil III Zif-
fer 1. oder 4.01 besteht; 
  
b) anderer für die Herstellung der Gesamtprodukte aufgewendeter 
Kosten mit Ausnahme des Entgeltes für die mangelhaften vom 
Versicherungsnehmers gelieferten Erzeugnisse; 
  
c) Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumutbare 
Nachbearbeitung der Gesamtprodukte oder für eine andere Scha-
denbeseitigung (siehe aber Teil III Ziffer 6, 2i). Der Versicherer 
ersetzt diese Kosten in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für 
die vom Versicherungsnehmer gelieferten Erzeugnisse zum Ver-
kaufspreis der Gesamtprodukte (nach Nachbearbeitung oder ande-
rer Schadenbeseitigung) steht; 
  
d) weiterer Vermögensnachteile (z.B. entgangenen Gewinnes), 
weil die Gesamtprodukte nicht oder nur mit einem Preisnachlass 
veräußert werden können (siehe aber Teil III Ziffer 6, 2i). Der Ver-
sicherer ersetzt diese Vermögensnachteile in dem Verhältnis nicht, 
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in dem das Entgelt für die vom Versicherungsnehmer gelieferten 
Erzeugnisse zu dem Verkaufspreis steht, der bei Lieferung mangel-
freier der Erzeugnisse durch den Versicherungsnehmers für die 
Gesamtprodukte vom Abnehmer des Versicherungsnehmers zu 
erzielen gewesen wäre; 
  
e) der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar 
entstandenen Kosten durch den Produktionsausfall, der aus der 
Mangelhaftigkeit der Gesamtprodukte herrührt. Ansprüche wegen 
eines darüber hinausgehenden Schadens durch den Produktions-
ausfall sind nicht versichert. 
  
  
4.03 Weiterver- oder -bearbeitungsschäden 
  
1. Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche 
Dritter wegen der in Teil III Ziffer 4.03, 2. genannten Vermögens-
schäden - im Sinne von § 1, 1 AHB und in teilweiser Abänderung 
von § 4 II 6a) AHB - infolge Weiterverarbeitung oder -bearbeitung 
von durch den Versicherungsnehmer gelieferter mangelhafte Er-
zeugnisse, ohne dass eine Verbindung, Vermischung oder Verar-
beitung mit anderen Produkten stattfindet. Erzeugnisse im Sinne 
dieser Regelung können auch Produkte Dritter sein, die vom Versi-
cherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse enthalten. Mängel bei der 
Beratung über die An- oder Verwendung der vom Versicherungs-
nehmer gelieferten Erzeugnisse sowie Falschlieferungen stehen 
der Lieferung mangelhafter Erzeugnisse gleich. 
  
Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von 
§ 4 I 1 und § 4 I 6 Abs. 3 AHB - für auf Sachmängeln beruhende 
Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, wenn 
der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem 
Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, 
Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzu-
stehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind. 
  
2. Versichert sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen 
  
a) Kosten für die Weiterverarbeitung oder -bearbeitung der man-
gelhaften Erzeugnisse mit Ausnahme des Entgeltes für die vom 
Versicherungsnehmers gelieferten mangelhaften Erzeugnisse, 
sofern die verarbeiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse unveräu-
ßerlich sind; 
  
b) Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumutbare 
Nachbearbeitung der weiterverarbeiteten oder -bearbeiteten Er-
zeugnisse oder für eine andere Schadenbeseitigung (siehe aber 
Teil III Ziffer 6, 2i). Der Versicherer ersetzt diese Kosten in dem 
Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die vom Versicherungs-
nehmer gelieferten Erzeugnisse zum Verkaufspreis der weiterver-
arbeiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse (nach Nachbearbeitung 
oder anderer Schadenbeseitigung) steht; 
  
c) weiterer Vermögensnachteile (z.B. entgangenen Gewinnes), weil 
die weiterverarbeiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse nicht oder 
nur mit einem Preisnachlass veräußert werden können (siehe aber 
Teil III Ziffer 6, 2i). Der Versicherer ersetzt diese Vermögensnach-
teile in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die vom Versi-
cherungsnehmer gelieferten Erzeugnisse zu dem Verkaufspreis 
steht, der bei Lieferung mangelfreier Erzeugnisse durch den Versi-
cherungsnehmer nach Weiterverarbeitung oder -bearbeitung zu 
erwarten gewesen wäre. 
  
  
4.04 Aus- und Einbaukosten 
  
1. Eingeschlossen sind gesetzliche Schadensersatzansprüche 
Dritter wegen der in Teil III Ziffer 4.04, 2. und 4.04, 3. genannten 
Vermögensschäden - im Sinne von § 1, 1 AHB und in teilweiser 
Abänderung von § 4 II 6a) AHB - infolge Mangelhaftigkeit von 
Gesamtprodukten Dritter, die durch den Einbau, das Anbringen, 
Verlegen oder Auftragen von durch den Versicherungsnehmer 
gelieferten mangelhafte Erzeugnissen entstanden sind. Erzeugnis-
se im Sinne dieser Regelung können auch Produkte Dritter sein, 

die vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse enthalten. 
Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom 
Versicherungsnehmer gelieferten Erzeugnisse sowie Falschliefe-
rungen stehen der Lieferung mangelhafter Erzeugnisse gleich. 
  
Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von 
§ 4 I 1 und § 4 I 6 Abs. 3 AHB - für auf Sachmängeln beruhende 
Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, wenn 
der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem 
Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, 
Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzu-
stehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind. 
  
2. Versichert sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen 
  
a) Kosten für den Austausch mangelhafter Erzeugnisse (nicht 
jedoch von deren Einzelteilen), d.h. Kosten für das Ausbauen, 
Abnehmen, Freilegen oder Entfernen mangelhafter Erzeugnisse 
und das Einbauen, Anbringen, Verlegen oder Auftragen mangel-
freier Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte Dritter. Vom Versi-
cherungsschutz ausgenommen bleiben die Kosten für die Nach- 
und Neulieferung mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier 
Produkte Dritter. 
  
Der Versicherungsschutz umfasst insoweit auch: 
  
- Kosten für das Freilegen des zuvor als mangelhaft erkannten vom 
Versicherungsnehmer gelieferten Erzeugnisse; 
  
- Reisekosten, Spesen, Übernachtungskosten, Überstundenzu-
schläge für fremdes Montagepersonal; 
  
- Kosten für die Vorhaltung von Gerüsten und sonstigen Geräten; 
  
b) Kosten für den Transport mangelfreier Erzeugnisse oder man-
gelfreier Produkte Dritter mit Ausnahme solcher an den Erfüllungs-
ort der ursprünglichen Lieferung des Versicherungsnehmers. Sind 
die Kosten für den direkten Transport vom Versicherungsnehmer 
bzw. vom Dritten zum Ort des Austausches geringer als die Kosten 
des Transportes vom Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung 
des Versicherungsnehmers zum Ort des Austausches, sind nur die 
Kosten des Direkttransportes versichert. 
  
3. Ausschließlich für die in Teil III Ziffer 4.04, 2. genannten Kosten 
besteht in Erweiterung von Teil III Ziffer 4.04, 1. - und insoweit 
auch abweichend von § 1, 1 und § 4 I 6 Abs. 3 AHB - Versiche-
rungsschutz auch dann, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzlichen 
Pflicht zur Neulieferung oder zur Beseitigung eines Mangels des 
Erzeugnisses des Versicherungsnehmers von diesem oder seinem 
Abnehmer aufgewendet werden. 
  
4. Kein Versicherungsschutz besteht, wenn 
  
a) sich die Mangelbeseitigungsmaßnahmen gemäß Teil III Zif-
fer 4.04, 1. - 4.04, 3. auf Teile, Zubehör oder Einrichtungen von 
Kraft-, Schienen-, oder Wasserfahrzeugen beziehen, soweit diese 
Erzeugnisse im Zeitpunkt der Auslieferung durch den Versiche-
rungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich für den 
Bau von oder den Einbau in Kraft-, Schienen- oder Wasserfahr-
zeugen bestimmt waren; 
  
b) es sich um Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Rückruf 
von Produkten gemäß Teil III Ziffer 6, 2hi) handelt. 
  
  
4.05 Prüf- und Sortierkosten 
  
1. Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche 
Dritter wegen der in Teil III Ziffer 4.05, 2. und 3. genannten Vermö-
gensschäden infolge der Überprüfung von Produkten der Dritten 
auf Mängel, wenn die Mangelhaftigkeit einzelner Produkte bereits 
festgestellt wurde und aufgrund ausreichenden Stichprobenbefun-
des oder sonstiger nachweisbarer Tatsachen gleiche Mängel an 
gleichartigen Produkten zu befürchten sind. Die Überprüfung muss 
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der Feststellung dienen, welche der Produkte mit Mangelverdacht 
tatsächlich mangelhaft sind, und welche der nach Teil III Ziffer 4.02 
ff. versicherten Maßnahmen zur Mangelbeseitigung erforderlich 
sind. Produkte im Sinne dieser Regelung sind solche, die aus oder 
mit vom Versicherungsnehmers gelieferten Erzeugnissen herge-
stellt, be- oder verarbeitet wurden. 
  
2. Versichert sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen 
Kosten der Überprüfung der Produkte mit Mangelverdacht. Zur 
Überprüfung gehören auch ein notwendiges Vorsortieren zu über-
prüfender und Aussortieren von überprüften Produkten sowie das 
infolge der Überprüfung erforderliche Umpacken der betroffenen 
Produkte. 
  
3. Ist jedoch zu erwarten, dass die Kosten der Überprüfung der 
Produkte mit Mangelverdacht zuzüglich der nach Teil III Ziffer 4.02 
- 4.05 versicherten Kosten auf Basis der festgestellten oder nach 
objektiven Tatsachen anzunehmenden Fehlerquote höher sind als 
die nach Teil III Ziffer 4.02 - 4.05 gedeckten Kosten im Falle der 
tatsächlichen Mangelhaftigkeit aller Produkte mit Mangelverdacht, 
so beschränkt sich der Versicherungsschutz auf die Versicherungs-
leistungen nach Teil III Ziffer 4.02 - 4.05. In diese m Falle oder 
wenn eine Feststellung der Mangelhaftigkeit nur durch Zerstörung 
des Produktes möglich ist, bedarf es keines Nachweises, dass die 
Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich Mängel aufweisen. 
  
Ist eine Feststellung der Mangelhaftigkeit nur nach Ausbau der 
Erzeugnisse möglich und wäre bei tatsächlicher Mangelhaftigkeit 
der Austausch dieser Erzeugnisse die notwendige Mangelbeseiti-
gungsmaßnahme nach Teil III Ziffer 4.04, so beschränkt sich der 
Versicherungsschutz ebenfalls auf die Versicherungsleistungen 
nach Teil III Ziffer 4.04. Auch in diesen Fällen bedarf es keines 
Nachweises, dass die Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich 
Mängel aufweisen. 
  
4. Ausschließlich für die in Teil III Ziffer 4.05, 2. und 3. genannten 
Kosten besteht in Erweiterung von Teil III Ziffer 4.05, 1. - und 
insoweit abweichend von § 1, 1 und § 4 I 6 Abs. 3 AHB - Versiche-
rungsschutz auch dann, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzlichen 
Pflicht zur Neulieferung oder zur Beseitigung eines Mangels des 
vom Versicherungsnehmer gelieferten Erzeugnisses von diesem 
oder seinem Abnehmer aufgewendet werden. 
  
5. Auf Teil III Ziffer 6, 2 i) wird hingewiesen. 
  
  
5. Erweiterungen des Versicherungsschutzes 
gegenüber den AHB zum Produkthaftpflichtrisiko 
  
5.01 Verlängerung der Verjährungsfrist 
  
Vereinbart der Versicherungsnehmer mit seinen Vertragspartnern 
die Verlängerung der gesetzlichen Verjährungsfrist bis zu höchs-
tens fünf Jahren, gerechnet ab Ausführung der Leistungen oder ab 
Abschluss der Arbeiten, wird sich der Versicherer insoweit nicht auf 
§ 4 I 1 AHB berufen. Die gesetzlichen Regelungen bleiben hiervon 
unberührt. 
  
  
5.02 Kaufmännische Prüf- und Rügepflicht 
  
Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 I 1 AHB - die Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers, soweit der Versicherungsnehmer 
gegenüber seinen Abnehmern vertraglich auf die Untersuchungs- 
und Rügepflicht gemäß § 377 HGB, Art. 38, 39 UN-Kaufrecht oder 
vergleichbarer Bestimmungen verzichtet. 
  
Versicherungsschutz besteht nur, wenn der Versicherungsnehmer 
mit seinen Abnehmern vereinbart, dass 
  
- eine Eingangskontrolle in Form einer Sichtprüfung auf offensicht-
liche Mängel, Transportschäden und Identität der Ware beim Ab-
nehmer durchgeführt wird und 

- erkannte Mängel unverzüglich beim Versicherungsnehmer gerügt 
werden müssen. 
  
Der Versicherungsschutz entfällt, wenn der Versicherungsnehmer 
kein Qualitätssicherungsmanagement mit branchenüblichem Stan-
dard aufrecht erhält oder keine Ausgangskontrolle durchgeführt 
hat. 
  
  
5.03 Mangelnebenkosten 
  
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus Schäden, die als Folge eines mangelhaften Werkes 
auftreten. Erfasst sind insoweit auch die Kosten, die erforderlich 
sind, um die mangelhafte Werkleistung zum Zwecke der Schaden-
beseitigung zugänglich zu machen und um den vorherigen Zustand 
wiederherzustellen. 
  
Nicht gedeckt sind diese Kosten, wenn sie nur zur Nachbesserung 
aufgewendet werden, ohne dass ein Folgeschaden eingetreten ist. 
  
Ausgeschlossen sind die Kosten des Versicherungsnehmers für 
die Beseitigung des Mangels an der Werkleistung selbst. 
  
  
5.04 Medienverlust 
  
Eingeschlossen ist - abweichend von § 1, 3 AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Abhandenkommen von Flüssigkeiten oder Gasen 
aufgrund mangelhaft hergestellter oder gelieferter oder gewarteter 
Behälter, Tanks, Rohrleitungen und dgl., soweit es sich nicht um 
Schäden gemäß § 4 I 8 AHB handelt. 
  
  
5.05 Vermögensschäden aus nebenberuflichen Schieds-
/Gerichtsgutachtertätigkeiten 
  
1. Eingeschlossen ist - teilweise abweichend von § 4 II 6 c) AHB - 
die gesetzliche Haftpflicht 
  
a) des Versicherungsnehmers, seiner gesetzlichen Vertreter und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des 
versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, 
  
b) der beim Versicherungsnehmer angestellten und verantwortli-
chen (Fach-) Bauleiter, 
  
c) der beim Versicherungsnehmer angestellten und verantwortli-
chen Handwerksmeister 
  
für Vermögensschäden im Sinne von § 1, 1 AHB aus der nebenbe-
ruflichen Tätigkeit als vereidigter und öffentlich bestellter Schieds- 
und/oder Gerichtsgutachter für die gutachterliche Beurteilung 
bestehender Verhältnisse im Zusammenhang mit der versicherten 
Betriebsart gemäß Wagnisbeschreibung. 
  
Zur gutachterlichen Beurteilung bestehender Verhältnisse gehören 
insbesondere Bewertungen, Beschaffenheits- und Eigenschaftsun-
tersuchungen, Schadenermittlungen, gutachterliche Stellungnah-
men zu behaupteten Mängeln und Fehlern sowie Beratungen, 
Vorschläge oder sonstige Folgerungen aus den erstatteten Gutach-
ten seitens des Versicherungsnehmers oder der Personen, für die 
er einzutreten hat. 
  
Auf die sonstigen Ausschlussbestimmungen für Vermögensschä-
den gemäß § 4 II 6 AHB wird hingewiesen. 
  
Die Regelungen zu Erhöhungen und Erweiterungen gemäß § 1, 2 
b) AHB und Teil III Ziffer 11 finden keine Anwendung. 
  
2. Die Ersatzleistung beträgt (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Ersatzleistung genannt ist) 
  

EUR 100.000,-- je Versicherungsfall 
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und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schä-
den (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
3. Ausgeschlossen sind Ansprüche 
  
a) wegen Schäden und/oder Mängel an den begutachteten (Bau-
)Objekten und deren Teilen sowie alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden; 
  
b) wegen Vermögensschäden aus fehlerhaften Wertermittlungen 
wie z.B. Ermittlung des Wertes von Gebäuden oder Gebäudeteilen, 
von Grundstücken, von Rechten an Grundstücken sowie von Ho-
noraren, es sei denn, es handelt sich um die Bewertung von Bau-
werksschäden oder veranschlagten Bausummen, 
  
c) im Zusammenhang mit einer Pflichtversicherung, wenn für die 
Ausübung der gutachterlichen Tätigkeiten eine gesetzliche oder 
behördliche Verpflichtung zum Abschluss einer Berufshaftpflicht-
versicherung besteht; 
  
d) wegen Vermögensschäden durch die fehlende oder fehlerhafte 
Beurteilung des Zustandes des Bodens, der Luft oder des Wassers 
(auch Grundwasser/Gewässer) und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden; 
  
e) im Zusammenhang mit der Erstellung von Baugrundgutachten 
sowie von Privatgutachten. 
  
4. Diese Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflichtver-
sicherung keine Anwendung. 
  
  
6. Risikoabgrenzungen 
  
1. Nicht versichert sind 
  
a) Ansprüche, soweit diese nicht in Teil III Ziffer 4 ausdrücklich 
mitversichert sind, 
  
- auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, 
Rücktritt, Minderung, auf Schadenersatz statt Leistung; 
  
- Gewinnanteile des Versicherungsnehmers aus dem Einbau, dem 
Verlegen, dem Auftragen, dem Anbringen oder der Montage man-
gelhafter Erzeugnisse; 
  
- wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesserung 
durchführen zu können; 
  
- wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder 
wegen Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten 
Erfolges; 
  
- auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ord-
nungsgemäße Vertragserfüllung; 
  
- auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der 
Leistung; 
  
- wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleis-
tung. 
  
Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche han-
delt; 
  
b) im Rahmen der Versicherung gemäß Teil III Ziffer 4.02 - 4.05 
Ansprüche wegen Folgeschäden (z.B. Betriebsunterbrechung oder 
Produktionsausfall), soweit diese nicht gemäß Teil III Ziffer 4.02 - 
4.05 ausdrücklich mitversichert sind. 
  
 
 
 

2. Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind 
  
a) Ansprüche aus Garantien oder aufgrund sonstiger vertraglicher 
Haftungserweiterungen, soweit es sich nicht um im Rahmen von 
Teil III Ziffer 4 versicherte Vereinbarungen bestimmter Eigenschaf-
ten von Erzeugnissen, Arbeiten und Leistungen bei Gefahrüber-
gang handelt, für die der Versicherungsnehmer verschuldensunab-
hängig im gesetzlichen Umfang einzustehen hat; 
  
b) Ansprüche, die daraus hergeleitet werden, dass gelieferte Sa-
chen oder Arbeiten mit einem Rechtsmangel behaftet sind (z.B. 
Schäden aus der Verletzung von Patenten, gewerblichen Schutz-
rechten, Urheberrechten, Persönlichkeitsrechten, Verstößen in 
Wettbewerb und Werbung); 
  
c) Ansprüche wegen Schäden gemäß § 4 II 5 AHB; 
  
d) Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitver-
sicherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Abweichen 
von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften sowie von schrift-
lichen Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers herbei-
geführt haben; 
  
e) Ansprüche wegen Aufwendungen/Kosten gemäß Teil III, Zif-
fer 4.02 bis 4.05, wenn der Versicherungsnehmer ein mangelhaftes 
Erzeugnis 
  
- im Sinne von Teil III Ziffer 4.02 selbst verbindet, vermischt oder 
verarbeitet oder 
  
- im Sinne von Teil III Ziffer 4.03 selbst weiterver- oder -bearbeitet 
oder 
  
- im Sinne von Teil III Ziffer 4.04 selbst einbaut, anbringt, verlegt 
oder aufträgt, 
  
dessen Mangel er vor der Erbringung seiner Arbeiten oder Leistun-
gen hätte erkennen können oder müssen; 
  
f) Ansprüche aus Sach- und Vermögensschäden durch Erzeugnis-
se, deren Verwendung oder Wirkung im Hinblick auf den konkreten 
Verwendungszweck nicht nach dem Stand der Technik oder in 
sonstiger Weise ausreichend erprobt waren. 
  
Dies gilt nicht für Schäden an Sachen, die mit den hergestellten 
oder gelieferten Erzeugnissen weder in einem Funktionszusam-
menhang stehen noch deren bestimmungsgemäßer Einwirkung 
unterliegen; 
  
g) Ansprüche aus 
  
- Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- 
oder Raumfahrzeugen sowie von Teilen von Luft- oder Raumfahr-
zeugen, soweit diese Teile im Zeitpunkt der Auslieferung durch den 
Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich 
für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen sowie den Einbau in 
Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren, 
  
- Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen sowie Luft- 
oder Raumfahrzeugteilen; 
  
h) Ansprüche wegen Vermögensschäden im Sinne von § 1, 1 AHB, 
die von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind 
oder unter einer einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen, 
geltend gemacht werden; 
  
i) Ansprüche wegen Kosten gemäß Teil III Ziffer 4.02, 2c), Zif-
fer 4.03, 2b), Ziffer 4.04 und 4.05 sowie Ansprüche wegen Beseiti-
gungs- bzw. Vernichtungskosten im Rahmen von Teil III Ziffer 4.02, 
2d) und Ziffer 4.03, 2c), die im Zusammenhang mit einem Rückruf 
von Erzeugnissen geltend gemacht werden. Erzeugnisse im Sinne 
dieser Regelung können sowohl vom Versicherungsnehmer gelie-



  

 

Internetadresse: WWW.RUV.DE Seite 24 von 30   

ferte Produkte als auch Produkte Dritter sein, die vom Versiche-
rungsnehmer gelieferte Erzeugnisse beinhalten. 
  
Rückruf ist die auf gesetzlicher Verpflichtung beruhende Aufforde-
rung des Versicherungsnehmers, zuständiger Behörden oder 
sonstiger Dritter an Endverbraucher, Endverbraucher beliefernde 
Händler, Vertrags- oder sonstige Werkstätten, die Erzeugnisse von 
autorisierter Stelle auf die angegebenen Mängel zu prüfen, die 
gegebenenfalls festgestellten Mängel beheben oder andere na-
mentlich genannte Maßnahmen durchführen zu lassen. 
  
  
7. Zeitliche Begrenzung 
  
1. Der Versicherungsschutz gemäß Teil III Ziffer 4.02 - 4.05 um-
fasst die Folgen aller Versicherungsfälle, die dem Versicherer nicht 
später als fünf Jahre nach Beendigung des Versicherungsvertrages 
gemeldet werden. Unberührt bleiben die vertraglichen Anzeigeob-
liegenheiten. 
  
2. Versicherungsschutz besteht auch für Ansprüche wegen Schä-
den durch gelieferte Erzeugnisse des Versicherungsnehmers, die 
vor Beginn des Vertrages ausgeliefert wurden, soweit der Versi-
cherungsnehmer die Mangelhaftigkeit der Erzeugnisse bei Ab-
schluss des Vertrages nicht kannte. 
  
Ausgenommen hiervon sind Ansprüche gemäß Teil III Ziffer 4.02 - 
4.05 wegen Schäden durch Erzeugnisse, die früher als drei Jahre 
vor Beginn dieses Vertrages ausgeliefert wurden. 
  
3. Besonderer Vereinbarung bedarf der Versicherungsschutz 
wegen Schäden durch Erzeugnisse, die vor Inkrafttreten des Versi-
cherungsvertrages vom Versicherungsnehmer nach USA/ US-
Territorien oder Kanada ausgeliefert wurden. 
  
  
8. Serienschaden 
  
1. Mehrere während der Wirksamkeit des Vertrages eintretende 
Versicherungsfälle 
  
- aus der gleichen Ursache, z.B. aus dem gleichen Konstruktions-, 
Produktions- oder Instruktionsfehler, es sei denn, es besteht zwi-
schen den mehreren gleichen Ursachen kein innerer Zusammen-
hang, oder 
  
- aus Lieferungen solcher Erzeugnisse, die mit den gleichen Män-
geln behaftet sind, 
  
gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als in dem 
Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste dieser Versicherungsfälle 
eingetreten ist. 
  
2. Unter den Versicherungsschutz fallen auch nach Vertragsbeginn 
eingetretene Einzelschäden solcher Serien, deren erster Einzel-
schaden vor Vertragsbeginn eingetreten ist, wenn die weiteren, 
nach Vertragsbeginn eingetretenen Einzelschäden einer Schaden-
serie dem Versicherungsnehmer bei Vertragsbeginn weder be-
kannt waren noch bekannt sein mussten. 
  
Der Versicherungsschutz besteht ausschließlich für solche Einzel-
schäden für die im Rahmen der Vorversicherung aufgrund 
  
- des Ablaufes der im Vorvertrag vereinbarten Nachmeldefrist 
und/oder 
  
- des Zeitpunktes des Eintritts der Einzelschäden 
  
keinen Versicherungsschutz zu gewähren hat. 
  
Die Ersatzleistung für diese Einzelschäden ist begrenzt auf den 
unverbrauchten Teil der Ersatzleistung für diesen Serienschaden 

im Rahmen des Vorvertrages, höchstens jedoch die Ersatzleistung 
im Rahmen dieses Vertrages. 
  
3. § 3 III 2 Abs. 1 Satz 3 AHB wird gestrichen. 
  
4. In Erweiterung von § 1 AHB besteht auch Versicherungsschutz 
für Einzelschäden, die nach Beendigung des Versicherungsvertra-
ges eintreten und zu einem Serienschaden gehören, der als wäh-
rend der Vertragsdauer eingetreten gilt, wenn der Vertrag durch 
Kündigung des Versicherers beendet wird und kein anderweitiger 
Versicherungsschutz besteht. 
  
  
9. Rückwärtsdeckung 
  
Abweichend von § 1, 1 AHB wird Versicherungsschutz gewährt für 
vor Beginn dieses Vertrages eingetretene Versicherungsfälle, für 
die der unmittelbare Vorversicherer ausschließlich aufgrund einer 
im Vorvertrag enthaltenen Nachhaftungsfrist analog Teil III Ziffer 7, 
1 der vereinbarten Police dieses Vertrages keinen Versicherungs-
schutz zu gewähren hat. 
  
Versicherungsschutz wird nur unter folgenden Voraussetzungen 
gewährt: 
  
1. Der Versicherungsschutz bezieht sich nur auf Versicherungsfäl-
le, die dem Versicherungsnehmer bei Beginn dieses Vertrages 
nicht bekannt waren noch bekannt sein mussten. 
  
2. Versicherungsschutz wird entsprechend dem Versicherungsum-
fang des Vorvertrages gewährt. Geht der Versicherungsumfang 
des Vorvertrages über den des vorliegenden Vertrages hinaus, 
wird der Versicherungsschutz entsprechend dem Versicherungs-
umfang des vorliegenden Vertrages gewährt. 
  
3. Für derartige Versicherungsfälle findet die Selbstbeteiligung des 
Vorvertrages, mindestens jedoch die Selbstbeteiligung gemäß 
Teil III Ziffer 10,2. Anwendung. 
  
4. Für derartige Versicherungsfälle steht höchstens die zu diesem 
Vertrag vereinbarte Ersatzleistung für Schäden gemäß Teil III Ziffer 
4.02 - 4.05 zur Verfügung. 
  
Sofern die Versicherungssumme des Vorvertrages niedriger war, 
gilt die Versicherungssumme des Vorvertrages. 
  
5. Für alle derartigen Versicherungsfälle gilt unabhängig von ihrem 
tatsächlichen Eintritt das erste Versicherungsjahr des vorliegenden 
Vertrages als Eintrittsjahr. 
  
6. Die Kopie der Police des unmittelbaren Vorversicherers gilt als 
Bestandteil dieses Vertrages. 
  
  
10. Ersatzleistung und Selbstbeteiligung 
  
1. Als Ersatzleistung gilt die vertraglich vereinbarte Versicherungs-
summe für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden), 
maximal jedoch 
  

EUR 100.000,-- je Versicherungsfall 
  
für Schäden gemäß Teil III Ziffer 4.02 - 4.05. 
  
Diese steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige 
Schäden (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
2. Der Versicherungsnehmer beteiligt sich bei jedem Versiche-
rungsfall an den versicherten Schäden gemäß Teil III Ziffer 4.02 - 
4.05. wie folgt: 
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- je Einzelschaden: 
  

10 % mindestens EUR 500,--, höchstens EUR 3.000,--; 
  
- im Falle einer Schadenserie im Sinne von Teil III Ziffer 8: 
  

10 %, mindestens EUR 3.000,--, höchstens EUR 10.000,--. 
  
  
11. Erhöhungen und Erweiterungen des Risi-
kos/neue Risiken 
  
Der Versicherungsnehmer hat 
  
- wesentliche Erhöhungen oder Erweiterungen des Produktions- 
oder Tätigkeitsprogrammes (siehe § 1, 2b) AHB), 
  
- Risiken, die nach Abschluss der Versicherung neu entstehen 
(Vorsorgeversicherung gemäß § 1, 2c), 2 AHB) zwecks Vereinba-
rung neuer Beiträge und Überprüfung der Bedingungen anzuzei-
gen. 
  
  
  
Teil IV AKB-ZUSATZDECKUNG 
  
F a l l s  b e s o n d e r s  v e r e i n b a r t 
  
(siehe Wagnisbeschreibung) 
  
1. ist versichert auf Grundlage der Allgemeinen Bedingungen für 
die Kraftfahrthaftpflichtversicherung zur AKB-Zusatzdeckung die 
gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungs-
nehmers aus dem Halten und Gebrauch von nicht zugelassenen 
Kraftfahrzeugen, Arbeitsmaschinen und Hub- und Gabelstaplern im 
Inland, die der Versicherungspflicht unterliegen. 
  
Versicherungsschutz besteht für diese Kraftfahrzeuge, Arbeitsma-
schinen und Hub- und Gabelstapler, wenn diese 
  
- auf Verkehrsflächen verkehren, die als beschränkt öffentlich bzw. 
faktisch öffentlich anzusehen sind. Soweit es sich um Kraftfahrzeu-
ge handelt, besteht Versicherungsschutz ausschließlich auf Be-
triebsgrundstücken des Versicherungsnehmers, nicht auf Baustel-
len, etc.; 
  
- auf öffentlichen Verkehrsflächen mit einer behördlichen Ausnah-
megenehmigung nach § 47 der Verordnung über die Zulassung 
von Fahrzeugen zum Straßenverkehr (Fahrzeug-
Zulassungsverordnung - FZV) verwendet werden. 
  
2. Abgrenzung zur Betriebshaftpflichtversicherung 
  
Für die Verwendung auf nicht beschränkt öffentlichen Verkehrsflä-
chen bzw. nicht öffentlichen Wegen und Plätzen besteht kein 
Versicherungsschutz im Umfang dieser Zusatzversicherung, son-
dern im Rahmen der zugrunde liegenden Betriebshaftpflichtversi-
cherung. 
  
Für Be- und Entladeschäden besteht kein Versicherungsschutz 
über diese Zusatzhaftpflichtversicherung. Versicherungsschutz 
wird insoweit im Rahmen und Umfang der Betriebshaftpflichtversi-
cherung (siehe Teil I Ziffer 3.14) geboten. 
  
3. Die Versicherungssummen betragen 
  
EUR 7.500.000,-- für Personenschäden, 
  
EUR 1.120.000,-- für Sachschäden, 
  
EUR   50.000,-- für Vermögensschäden. 
 
  

Teil V ERSATZANSPRÜCHE WEGEN 
DISKRIMINIERUNG (AGG) 
  
Der Umfang des Versicherungsschutzes für Ersatzansprüche 
wegen Diskriminierung richtet sich ausschließlich nach den Allge-
meinen Versicherungsbedingungen für die Versicherung von Er-
satzansprüchen wegen Diskriminierung (AGG), soweit in Teil V 
nicht etwas an deres bestimmt ist. 
  
  
1. Ersatzleistung 
  
Abweichend von Ziffer 4.4 der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für die Versicherung von Ersatzansprüchen wegen Diskri-
minierung (AGG) gilt als Ersatzleistung die vertraglich vereinbarte 
Versicherungssumme für sonstige Schäden (Sach- und Vermö-
gensschäden), maximal jedoch 
  

EUR 3.000.000,-- je Versicherungsfall. 
  
Diese steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige 
Schäden (Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. 
  
Abweichende Ersatzleistung siehe Wagnisbeschreibung. 
  
  
2. Selbstbeteiligung 
  
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden: 
  

EUR 1.000,--. 
  
  
  
TEIL VI UMWELTRISIKO 
  
Eingeschlossen ist - soweit hierfür kein Versicherungsschutz im 
Rahmen eines bei dem Versicherer oder seiner Konzerngesell-
schaften bestehenden separaten Vertrages vereinbart ist - die 
Umwelthaftpflicht-Basis- und -Regressversicherung wie folgt: 
  
  
1. Versicherungsschutz 
  
1. Der Versicherungsschutz wegen Schäden d u r c h Umweltein-
wirkung richtet sich nach den AHB, den Bestimmungen gemäß 
Teil I, Teil II und den nachfolgenden Vereinbarungen (Teil VI). 
  
Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 I 8 AHB - Personen- 
und Sachschäden d u r c h Umwelteinwirkung, wenn diese Um-
welteinwirkung nicht von Anlagen oder Tätigkeiten ausgeht oder 
ausgegangen ist, die unter Teil VI Ziffer 2 fallen. 
  
Schäden durch Brand, Explosion und Sprengungen gelten als 
Schäden durch Umwelteinwirkung im Sinne des vorgenannten 
Absatzes. 
  
Versicherungsschutz für Sprengungen besteht nur dann, soweit 
dieser gemäß Wagnisbeschreibung besonders vereinbart ist . 
  
Mitversichert sind gemäß § 1, 1 AHB Vermögensschäden aus der 
Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten 
und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungs-
rechten oder -befugnissen. Sie werden wie Sachschäden behan-
delt. 
  
2. Eingeschlossen sind im Umfang der Deckung gemäß Teil VI 
Ziffer 1, 1. - teilweise abweichend von § 4 I 5 AHB - gesetzliche 
Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, welche entstehen durch 
allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen, 
Feuchtigkeit, von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und dgl.). 
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3. Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe 
bei ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zu-
sammenhang mit versicherten Anlagen in Boden, Luft oder Wasser 
(einschl. Gewässer) gelangen, ohne in diese eingebracht oder 
eingeleitet zu sein. 
  
4. Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftpflicht 
wegen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe 
in Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen. 
  
  
2. Risikobegrenzungen 
  
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen aus 
  
1. Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewäs-
serschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzu-
lagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen); 
  
2. Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen/Anhang 1); 
  
3. Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umwelt-
schutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder 
Anzeigepflicht unterliegen (sonstige deklarierungspflichtige Anla-
gen); 
  
4. Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem Ein-
bringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken 
auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, chemische oder 
biologische Beschaffenheit des Wassers verändert wird, durch den 
Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko); 
  
5. Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen/Pflichtversicherung). 
  
  
3. Erweiterungen des Versicherungsschutzes 
  
1. Der Versicherungsschutz nach Teil VI, Ziffer 1, 1. erstreckt sich 
auch auf: 
  
a) Betriebsmittel in nicht zulassungs- und nicht versicherungspflich-
tigen Kraftfahrzeugen und selbstfahrenden Arbeitsmaschinen, 
sofern diese vom Versicherungsschutz im Rahmen der Betriebs-
haftpflicht erfasst sind, insoweit abweichend von Teil VI Ziffer 6.1 6; 
  
b) Betriebsmittel in geschlossenen Systemen (z.B. bei Maschinen 
und Einrichtungen); 
  
c) Container für eigene Zwecke inkl. Zwischenlagerung in diesen; 
  
d) umweltgefährdende Stoffe in Behältnissen bis 250 l/kg Fas-
sungsvermögen (Kleingebinde), soweit das Gesamtfassungsver-
mögen der vorhandenen Kleingebinde von 3.000 l/kg nicht über-
steigt. Überschreiten die Kleingebinde nach Abschluss des Vertra-
ges das Gesamtfassungsvermögen 3.000 l/kg, finden die Bestim-
mungen gemäß Teil VI Ziffer 3, 3. Anwendung; 
  
e) Öl- und Fettabscheider; 
  
f) Altöl bis 1.000 l/kg Gesamtfassungsvermögen; 
  
g) mobile Tanks bis 10.000 l je Einzelgebinde; 
  
Zu a) - g) gilt: 
  
Ausgeschlossen bleiben halogenierte und teilhalogenierte Kohlen-
wasserstoffe (z.B. CKW, FCKW und PCB). 
  
2. Mitversichert ist insoweit auch die gesetzliche Haftpflicht aus 
Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhal-
tung und Wartung von Anlagen gemäß Teil VI Ziffer 2, 1. - 2, 5. 

oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gemäß Teil VI Ziffer 2, 1. - 
2, 5. bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst 
Inhaber der Anlagen ist (Umwelthaftpflicht-Regress). 
  
Abweichend hiervon besteht jedoch Versicherungsschutz, wenn 
nur eine sog. "temporäre Inhabereigenschaft" im Zusammenhang 
mit der Errichtung/dem Probebetrieb einer Anlage gegeben und 
somit eine Endabnahme durch den Auftraggeber, d.h. den zukünf-
tigen Anlageninhaber, noch nicht erfolgt ist. 
  
Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß § 4 I 5 AHB 
findet insoweit keine Anwendung. 
  
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles werden unter 
den in Teil VI Ziffer 5 genannten Voraussetzungen durch den 
Versicherer ersetzt, sofern Regressansprüche des Inhabers der 
Anlage gegen den Versicherungsnehmer bestehen können. 
  
3. Bestimmungen zur Vorsorgeversicherung: 
  
a) Für Risiken gemäß Teil VI Ziffer 2, 1. (WHG-Anlagen), 2, 3. 
(sonstige deklarierungspflichtige Anlagen) und 2, 4. (Abwasseran-
lagen- und Einwirkungsrisiko), die dem Versicherungsnehmer nach 
Abschluss der Versicherung neu entstehen, finden die Bestimmun-
gen des § 2 AHB Anwendung. 
  
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass der Versiche-
rungsnehmer die neuen Risiken bis zur nächsten Hauptfälligkeit, 
spätestens jedoch innerhalb der ersten drei Monate des folgenden 
Versicherungsjahres, auch ohne Aufforderung durch den Versiche-
rer, diesem anzeigt - insoweit teilweise abweichend von § 2, 1 AHB 
-. 
  
Werden während der Vertragslaufzeit die Mengenschwellen für die 
Mitversicherung gewässerschädlicher Stoffe gemäß Teil VI Ziffer 3, 
1d), f) und g) überschritten, so gilt dies ebenfalls als neues Risiko 
im Sinne dieser Bestimmungen. 
  
Für die Vorsorgeregelung gelten - abweichend von § 2, 2 AHB - die 
dem Vertrag zugrunde liegenden Versicherungssummen. 
  
Bestehen für den Versicherungsnehmer mehrere Umwelt-
Haftpflichtverträge findet die Kumulklausel gemäß Teil I Ziffer 2.09 
entsprechend Anwendung. 
  
b) Keine Anwendung finden die Bestimmungen des § 1, 2 c) und 
des § 2 AHB - Vorsorgeversicherung - für die Anlagen gemäß Teil 
VI Ziffer 2, 2. (UmweltHG-Anlagen/Anhang 1) und 2, 5. (Um-
weltHG-Anlagen/Anhang 2). Der Versicherungsschutz für solche 
neuen Risiken bedarf insoweit besonderer Vereinbarung. 
  
  
4. Versicherungsfall 
  
Versicherungsfall ist - abweichend von § 1, 1 und § 5, 1 AHB - die 
nachprüfbare erste Feststellung des Personenschadens (Tod, 
Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Menschen), Sach-
schadens (Beschädigung oder Vernichtung von Sachen) oder 
eines gemäß Teil VI Ziffer 1, 1. mitversicherten Vermögensscha-
dens durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder den 
Versicherungsnehmer. Der Versicherungsfall muss während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es 
nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder 
Umfang des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von 
Haftpflichtansprüchen erkennbar war. 
  
  
5. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungs-
falles 
  
1. Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall 
eingetreten ist, 
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- nach einer Störung des Betriebes oder 
  
- aufgrund behördlicher Anordnung 
  
Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur 
Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintreten-
den Personen-, Sach- oder gemäß Teil VI Ziffer 1, 1. mitversicher-
ten Vermögensschadens. Die Feststellung der Störung des Betrie-
bes oder die behördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit 
der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt 
ist. 
  
2. Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne 
von Teil VI Ziffer 5, 1. werden unter den dort genannten Vorausset-
zungen unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die Maß-
nahmen durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der Er-
satzvornahme durch die Behörde ausgeführt werden. 
  
3. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet 
  
a) dem Versicherer die Feststellungen einer derartigen Störung des 
Betriebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzei-
gen und 
  
alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Um-
fang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den 
Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu min-
dern, und 
  
auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen 
behördliche Anordnungen einzulegen oder 
  
b) sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen. 
  
4. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Teil VI Ziffer 5.3 
genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen 
des für Aufwendungen gemäß Teil VI Ziffer 5.5 vereinbarten Ge-
samtbetrages nur die notwendigen und objektiv geeigneten Auf-
wendu ngen ersetzt. 
  
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Teil VI Ziffer 5.3 
genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer 
berechtigt, etwaige über die notwendigen und objektiv geeigneten 
Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 
  
Abweichend von Teil VI Ziffer 5, 4. Abs. 1 und 2 bleibt der Versi-
cherer zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv 
geeigneten Aufwendungen hinausgehender Aufwendungen ver-
pflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht für den Um-
fang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 
  
5. Die Ersatzleistung für derartige Aufwendungen beträgt 20 % der 
vertraglich vereinbarten Versicherungssumme, maximal jedoch 
  
EUR 2.000.000,-je Störung des Betriebes oder behördliche Anord-

nung 
  
und steht einfach für alle Schäden eines Versicherungsjahres im 
Rahmen der vereinbarten Versicherungssummen zur Verfügung. 
  
Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 
  

EUR 1.000,-- 
  
selbst zu tragen. 
  
Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Schaden, 
so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für 
den Versicherungsfall maßgebende Versicherungssumme ange-
rechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im 
Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versiche-

rungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich 
gemindert hat. 
  
6. Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen - auch 
soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne von Teil VI Ziffer 5, 1. 
decken - zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, 
Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grundstü-
cken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) 
des Versicherungsnehmers; auch für solche, die früher im Eigen-
tum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen. 
  
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder 
Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, 
Sach- oder gemäß Teil VI Ziffer 1, 1. mitversicherten Vermögens-
schadens, falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen 
des Versicherungsnehmers, die von einer Umwelteinwirkung nicht 
betroffen sind, beeinträchtigt werden müssen. Eintretende Wert-
verbesserungen sind abzuziehen. 
  
  
6. Nicht versicherte Tatbestände 
  
Nicht versichert sind 
  
1. Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder ent-
standen sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, 
verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein 
Gewässer gelangen. Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf 
einer Störung des Betriebes beruhen; 
  
2. Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unver-
meidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwirkun-
gen entstehen. 
  
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis 
erbringt, dass er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der 
schadenursächlichen Umwelteinwirkungen unter den Gegebenhei-
ten des Einzelfalles die Möglichkeit derartiger Schäden nicht er-
kennen musste; 
  
3. Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener 
Schäden; 
  
4. Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer 
Versicherungsverträge Versicherungsschutz besteht oder hätte 
beantragt werden können; 
  
5. Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der 
Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnis-
ses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeit-
punkt bereits von einer Umwelteinwirkung betroffen waren; 
  
6. Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb 
von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen; 
  
7. Ansprüche wegen Schäden, die darauf zurückzuführen sind, 
dass Abfälle oder sonstige Stoffe 
  
- ohne Genehmigung des Inhabers der Depo-
nie/Abfallentsorgungsanlage und/oder 
  
- unter Nichtbeachtung von Auflagen und Hinweisen des Inhabers 
der Deponie/ Abfallentsorgungsanlage oder seines Personals 
und/oder 
  
- auf einer nicht behördlich genehmigten Deponie oder einem 
sonstigen hierfür nicht behördlich genehmigten Platz und/oder 
  
- unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration zwischen-, 
endgelagert oder anderweitig entsorgt werden; 
  
8. Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsneh-
mer erzeugte oder gelieferte Abfälle nach Auslieferung entstehen; 
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9. Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsneh-
mer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten oder 
sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach 
Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht). Für den 
Versicher ungsschutz nach Teil VI Ziffer 3, 2. gilt dieser Ausschluss 
insoweit nicht; 
  
10. Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, 
dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versi-
cherungsnehmer gerichtete behördliche Anordnungen oder Verfü-
gungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen; 
  
11. Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, 
dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen 
oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder 
Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, 
Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Repa-
raturen bewusst nicht auszuführen; 
  
12. Ansprüche wegen Schäden infolge von Eigenschaften eines 
Organismus, die auf dem Betrieb einer gentechnischen Anlage 
oder einer Freisetzung von gentechnisch veränderten Organismen 
im Sinne des Gentechnik-Gesetzes (GenTG) beruhen; 
  
13. Ansprüche 
  
- wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG), soweit es sich 
handelt um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestand-
teilen und Zubehör; 
  
- wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114 
BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureein-
brüche sowie Kohlenstaubexplosionen; 
  
14. Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der La-
gerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens; 
  
15. Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereig-
nissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unru-
hen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügun-
gen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für 
Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte 
ausgewirkt haben; 
  
16. Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein 
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahr-
zeuganhängers verursachen; 
  
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahr-
zeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines 
Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden. 
  
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 
  
Eine Tätigkeit der in Absatz 1 und 2 genannten Personen an einem 
Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein 
Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Perso-
nen Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahr-
zeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 
  
Falls im Rahmen und im Umfang des Vertrages eine abweichende 
Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht 
(siehe Teil I Ziffer 2.05, Teil II Ziffer 2.02 und 3.07); 
  
17. Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein 
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges 

verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- 
oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen werden. 
  
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 
  
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 
  
- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 
Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahr-
zeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge 
bestimmt waren, 
  
- Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren 
Teilen, 
  
und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit 
diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie wegen sonstiger 
Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge; 
  
18. Ansprüche wegen Sachschäden aus Anlass von Sprengungen 
(einschließlich Nebenleistungen), soweit diese Schäden in einem 
Umkreis von weniger als 150 Metern entstehen, und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden (siehe auch Teil VI Zif-
fer 1,1 Absatz 4); 
  
19. Ansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige 
Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind (siehe aber 
Teil I Ziffer 3.21); 
  
20. die in Teil I Ziffer 4.01 und Ziffer 4.02 - ausgenommen: Teil I 
Ziffer 4.01, 8. genannten Ansprüche (insbesondere wird auf Teil I 
Ziffer 4.01, 12. - 4.01, 17. verwiesen). 
  
  
7. Serienschadenklau-
sel/Selbstbeteiligung/Kumulklausel 
  
1. Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die ange-
gebene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versi-
cherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungs-
schutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt. 
  
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle 
  
- durch dieselbe Umwelteinwirkung 
  
- durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder unmittel-
bar auf den gleichen Ursachen beruhenden Umwelteinwirkungen, 
wenn zwischen gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere sach-
licher und zeitlicher Zusammenhang besteht, 
  
gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als 
eingetreten gilt. 
  
§ 3 III 2 Abs. 1 Satz 3 AHB wird gestrichen. 
  
2. Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von 
der Schadenersatzleistung (sofern in der Wagnisbeschreibung 
keine abweichende Selbstbeteiligung genannt ist) 
  

EUR 1.000,-- 
  
selbst zu tragen. 
  
Dies gilt nicht, soweit der festgestellte Schaden infolge von Brand 
oder Explosion eingetreten ist. 
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Bei versicherten Abbruch- und Einreißarbeiten gemäß Teil II Zif-
fer 2.08 gilt: 
  
Für Schäden in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des 
abzubrechenden bzw. einzureißenden Bauwerks entspricht, be-
trägt die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers 10%, min-
destens EUR 1.000,--, höchstens EUR 5.000,--. 
  
3. Auf die Kumulklausel gemäß Teil I Ziffer 2.09 wird hingewiesen. 
  
  
8. Nachhaftung 
  
1. Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen 
oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch 
Kündigung des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so 
besteht der Versicherungsschutz für solche Personen-, Sach- oder 
gemäß Teil VI Ziffer 1, 1. mitversicherte Vermögensschäden wei-
ter, die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten 
sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsver-
hältnisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe: 
  
- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von drei Jahren vom 
Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an 
gerechnet. 
  
- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungs-
zeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des 
unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des Versiche-
rungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet. 
  
2. Teil VI Ziffer 8, 1. gilt für den Fall entsprechend, dass während 
der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risi-
ko teilweise wegfällt. 
  
  
9. Versicherungsfälle im Ausland 
  
1. Eingeschlossen sind im Umfang von Teil VI, Ziffer 1, 1. dieses 
Vertrages - abweichend von § 4 I 3 AHB - auch im Ausland eintre-
tende Versicherungsfälle, 
  
a) die auf eine Umwelteinwirkung im Inland oder eine Tätigkeit im 
Sinne von Teil VI Ziffer 3, 2. im Inland zurückzuführen sind. Dies 
gilt für Tätigkeiten im Sinne von Teil VI Ziffer 3, 2. nur, wenn die 
Anlagen oder Teile nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt 
waren; 
  
b) aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen, Kongressen, Messen und Märkten. 
  
2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Versicherungs-
fälle 
  
a) die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung oder 
Wartung (nicht Arbeiten im Sinne von Teil VI Ziffer 3, 2.) zurückzu-
führen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland - ausgenommen 
USA/ US-Territorien und Kanada - erfolgen; 
  
b) die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen 
oder Teilen im Sinne von Teil VI Ziffer 3, 2. zurückzuführen sind, 
wenn die Anlagen oder Teile ersichtlich für das Ausland - ausge-
nommen USA/ US-Territorien und Kanada - bestimmt waren; 
  
c) die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung 
von Anlagen oder Teilen im Sinne von Teil VI, Ziffer 3, 2. zurückzu-
führen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland - ausgenommen 
USA/ US-Territorien und Kanada - erfolgen. 
  
 
 
 

Zu Teil VI Ziffer 9, 2.: 
  
Der Versicherungsschutz gemäß Teil VI Ziffer 9, 2. besteht nur für 
solche Personen- und Sachschäden, die die Folge einer nach 
Vertragsbeginn eingetretenen Störung des bestimmungsgemäßen 
Betriebes sind und die Störung plötzlich und unfallartig eingetreten 
ist. 
  
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles gemäß Teil VI 
Ziffer 5 und Vermögensschäden im Sinne von Teil VI Ziffer 1, 1. 
bleiben vom Versicherungsschutz ausgeschlossen. Besonderer 
Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht für im Aus-
land gelegene Anlagen oder Betriebsstätten, z.B. Produktions- 
oder Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl. 
  
3. Ausgeschlossen sind Ansprüche 
  
a) aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die 
vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder mit der 
Durchführung von Arbeiten betraut worden sind. Eingeschlossen 
bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungs-
nehmer und die unter Teil I Ziffer 2.03, 1. genannten Personen aus 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den Bestimmungen des 
Sozialgesetzbuches (SGB) VII unterliegen (siehe § 4 I 3 AHB); 
  
b) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages; 
  
c) nach den Artikeln 1792 ff.. und den damit in Zusammenhang 
stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des französischen 
Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder. 
  
4. Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen 
und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend 
gemachten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, 
Zeugen- und Gerichtskosten werden - abweichend von 
§ 3 III 4 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssumme ange-
rechnet. 
  
5. Bei Versicherungsfällen in USA/US-Territorien oder Kanada oder 
bei vor Gerichten in den USA/US-Territorien oder Kanada geltend 
gemachten Ansprüchen gelten zusätzlich folgende Bestimmungen: 
  
a) Kein Versicherungsschutz besteht für 
  
- Schäden durch Erzeugnisse oder Arbeiten, die vor Einschluss 
des USA-/US-Territorien oder Kanada- Risikos dorthin geliefert 
bzw. dort ausgeführt wurden, es sei denn, dieses wurde zuvor 
besonders vereinbart; 
  
- die in USA/US-Territorien oder Kanada geltend gemacht werden 
wegen Schäden durch oder im Zusammenhang mit Schimmelpilz-
befall in oder an Gebäuden und Gebäudebestandteilen einschließ-
lich deren Inhalt sowie alle Kosten und Aufwendungen im Zusam-
menhang mit derartigen Schäden. 
  
Unter dem Begriff "Schimmelpilz" ist zu verstehen, jedwede Art von 
Pilzen und deren Bestandteile und Zwischenprodukte, Bakterien, 
Mycotoxine und deren flüchtige organische Verbindungen, Sporen, 
Gerüche oder Nebenprodukte von Pilzen; 
  
- wegen Personenschäden, die in USA/US-Territorien oder Kanada 
im Zusammenhang mit der Herstellung, Verarbeitung und/oder 
dem Vertrieb von Latex (Naturlatex/Naturgummilatex) geltend 
gemacht werden. 
  
b) Als Ersatzleistungen gelten die vertraglich vereinbarten Versi-
cherungssummen, maximal jedoch 
  

EUR 5.000.000,-- bei Personenschäden 
  
je Versicherungsfall und steht für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres im Rahmen der vereinbarten Versicherungs-
summen zur Verfügung. Sofern im Versicherungsschein eine 
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Begrenzung für die einzelne Person vereinbart ist, gilt diese auch 
für derartige Schäden. 
  
c) Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Perso-
nenschaden einschließlich daraus resultierender Kosten: 
  

EUR 10.000,--. 
  
6. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versi-
cherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist. 
  
  
10. Inländische Versicherungsfälle vor ausländi-
schen Gerichten 
  
Die Regelungen zu Ansprüchen, die vor ausländischen Gerichten 
geltend gemacht werden (siehe Teil I Ziffer 4.03), finden auch 
insoweit Anwendung. 
  
  
11. Rückwärtsdeckung 
  
Abweichend von § 1, 1 AHB, Teil VI Ziffer 4 und 6.3 wird Versiche-
rungsschutz gewährt für vor Beginn dieses Vertrages eingetretene 
Versicherungsfälle, für die der unmittelbare Vorversicherer aus-
schließlich aufgrund einer im Vorvertrag enthaltenen Nachhaf-
tungsfrist analog Teil I Ziffer 8. dieses Vertrages keinen Versiche-
rungsschutz zu gewähren hat. 
  
Versicherungsschutz wird nur unter folgenden Voraussetzungen 
gewährt: 
  
- Der Versicherungsschutz bezieht sich nur auf Versicherungsfälle, 
die dem Versicherungsnehmer bei Beginn dieses Vertrages nicht 
bekannt waren. 
  
- Versicherungsschutz wird entsprechend dem Versicherungsum-
fang des Vorvertrages gewährt. Geht der Versicherungsumfang 
des Vorvertrages über den des vorliegenden Vertrages hinaus, 
wird der Versicherungsschutz entsprechend dem Versicherungs-
umfang des vorliegenden Vertrages gewährt. 
  
- Für derartige Versicherungsfälle gilt die Selbstbeteiligung des 
Vorvertrages mindestens jedoch die Selbstbeteiligung in Höhe des 
Betrages gemäß Teil VI Ziffer 7, 2. 
  
- Für derartige Versicherungsfälle steht im Rahmen der Versiche-
rungssumme des vorliegenden Vertrages maximal eine Versiche-
rungssumme von 
  

EUR 1.000.000,-- pauschal für Personen- und Sachschäden 
  
je Versicherungsfall und gleichzeitig für alle derartigen Versiche-
rungsfälle zur Verfügung. Sofern die Versicherungssumme des 
Vorvertrages niedriger war als EUR 1.000.000,--, gilt die Versiche-
rungssumme des Vorvertrages. 
  
- Für alle derartigen Versicherungsfälle gilt unabhängig von ihrem 
tatsächlichen Eintritt das erste Versicherungsjahr des vorliegenden 
Vertrages als Eintrittsjahr. 
  
- Die Kopie des Vertrages des unmittelbaren Vorversicherers gilt 
insoweit als Bestandteil dieses Vertrages. 
  
  
  
 
 

Teil VII PRIVATRISIKEN 
  
Für die Firmenleitung, 
  
d.h. Inhaber, Vorstand, Geschäftsführer oder geschäftsführender 
Gesellschafter, 
  
werden, soweit nicht anderweitig Versicherungsschutz besteht, als 
rechtlich selbständige Verträge Privathaftpflichtversicherungen im 
Umfang der Beschreibung des versicherten Risikos zur Privathaft-
pflichtversicherung, eingeschlossen. 
  
Mitversichert ist die Haftpflicht als Halter und Hüter von Hunden im 
Umfang der Beschreibung des versicherten Risikos zur Tierhalter-
haftpflichtversicherung für Hunde. Auf den Ausschluss von Kampf-
hunden gemäß der Beschreibung des versicherten Risikos zur 
Tierhalterhaftpflichtversicherung für Hunde wird besonders hinge-
wiesen. 
  
Die Verträge erlöschen mit Beendigung des Dienstverhältnisses 
bzw. mit Aufhebung der Betriebshaftpflichtversicherung. 
  
Im Falle des Todes einer versicherten Person besteht die Versiche-
rung für den Ehegatten längstens bis zum Ablauf der laufenden 
Versicherungsperiode fort, abweichend von Ziffer VII der Beschrei-
bung des versicherten Risikos zur Privathaftpflichtversicherung. 
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